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A. Ausgangslage 

I. Zielsetzung „Schlanker Staat" 

Die Bundesregierung hat seit Beginn dieser Legis-
laturperiode eine Vielzahl zusätzlicher Modernisie-
rungsmaßnahmen eingeleitet und umgesetzt, mit de-
nen die Bundesverwaltung fit gemacht wird für die 
Anforderungen der Zukunft. Neben einer großen 
Zahl von Ansätzen und Projekten über alle Sparten 
der Bundesverwaltung sind hier als besonders be-
deutsame und übergreifende Maßnahmen zu nen-
nen: 

- Kabinettsbeschluß vom 7. Februar 1996 zur Ver-
ringerung und Straffung von Bundesbehörden mit 

• der kritischen Überprüfung des Aufgabenbe-
standes und dem Ziel, diesen zu reduzieren, so-
wie 

• umfassenden Organisationsuntersuchungen in 
allen Bundesministerien, 

- Reform des öffentlichen Dienstrechts, 

- Gesetze zur Vereinfachung und Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren und 

- die Vorhaben zur Reduzierung der Statistiken. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die Staatsquote von 
rd. 50 % im Jahr 1996 auf das vor der Wiedervereini-
gung erreichte Niveau von rd. 46 % bis zum Jahr 
2000 zurückzuführen. Zur Senkung der Staatsquote 
hat der bisherige Personalabbau des vereinigungsbe-
dingten Zuwachses bereits entscheidend beigetra-
gen. Der Personalbestand des Bundes, der nach der 
Wiedervereinigung von rd. 300 000 Bediensteten im 
Jahr 1989 auf 381 000 im Jahr 1991 angestiegen war, 
ist mit dem Stand Bundeshaushalt 1998 bereits auf 
rd. 315 000 Planstellen/Stellen reduziert worden. In 
den Ministerien wird es Ende 1998 ca. 18 500 Stellen 
geben, das sind 700 oder ca. 3,5 % mehr als 1989 oder 
13 % weniger gegenüber dem Höchststand von rd. 
21 300 im Jahr 1992. In der gesamten Bundesverwal-
tung beträgt die Stelleneinsparung über acht Jahre 
ca. 2,4 % p. a. Das Verteidigungsressort hat hierzu 
mit seinem Personalabbau (ohne Soldaten) von rd. 
57 000 Stellen einen erheblichen Beitrag (rd. 85 %) 
geleistet. 

1. Standortfaktor „Schlanker Staat" 

Weniger Staat und mehr Freiräume für P rivate 
sind für die Erschließung neuer Beschäftigungs- und 
Wachstumspotentiale und die Stärkung des Stand-
orts Deutschland von entscheidender Bedeutung. 
Zu viele und zu tiefe Eingriffe des Staates in das 
Wirtschaftsgeschehen behindern die wirtschaft-
liche Dynamik und blockieren Entwicklungsmög-
lichkeiten für die Privatwirtschaft. Ein zu großer 
Staatsapparat bindet Ressourcen, die anderweitig 

nutzbringender verwendet werden können. Des-
wegen ist die Verschlankung und Modernisierung 
des Staates ein wichtiges politisches Ziel dieser Le-
gislaturperiode. 

Zu den grundlegenden Rahmenbedingungen auf 
dem Weg zum schlankeren Staat gehört die Privati-
sierungspolitik. Die Erfahrungen unserer Privatisie-
rungen zeigen: Die Einführung p rivaten Kapitals und 
privater unternehmerischer Verantwortung in vor-
mals öffentliche Unternehmen hat in den be troffenen 
Betrieben, bei den Belegschaften und Investoren 
durchweg positive Entwicklungen in Gang gesetzt. 

Der Bund wird seine Privatisierungspolitik konse-
quent fortsetzen. Über die Privatisierung des Betei-
ligungsbesitzes hinaus wird künftig auch die Priva-
tisierung öffentlicher Aufgaben einen weiteren 
Schwerpunkt der Privatisierungspolitik der Bundes-
regierung bilden. 

Die Privatisierungspolitik der Bundesregierung ist 
grundsätzlich und vorrangig ordnungspolitisch be-
gründet. Sie ist von der Überzeugung geleitet, daß 
viele Bereiche, in denen der Staat unternehmerisch 
tätig war bzw. noch ist, im Interesse des Wirtschafts-
standortes Deutschland mit privater Initiative gefüllt 
werden. Die gesamtwirtschaftlichen Effizienzvorteile 
haben grundsätzlich Vorrang vor der kurzfristigen 
und in der Regel einmaligen Verbesserung der fiskal-
politischen Budgetsituation. Ungeachtet dessen tre-
ten angesichts der zunehmenden Belastung des 
Staatshaushalts die fiskalischen Aspekte stärker in 
den Vordergrund, ohne von den ordnungspolitischen 
Grundsätzen der Privatisierungspolitik abzuweichen. 
Im Gegenteil: Erst der fiskalische Druck ermöglicht 
in vielen Fällen die Umsetzung von Privatisierungs-
potentialen, die bisher - auch aus administrativer Zu-
rückhaltung - der Privatisierungspolitik verschlossen 
blieben. 

Die Bundesregierung wird auch ihre Politik der De-
regulierung und der Öffnung von Märkten mit Nach-
druck fortsetzen. Sie hat bereits eine Reihe von 
Hemmnissen für die wirtschaftliche Dynamik besei-
tigt. So haben die Reformen bei den Planungs- und 
Genehmigungsverfahren spürbare Erleichterungen 
und Beschleunigungseffekte erzielt. Auch die Libera-
lisierungsvorhaben der Bundesregierung in den Be-
reichen Telekommunikation, Post und Bahn sind gut 
vorangekommen. Die Öffnung der Energiemärkte für 
mehr Wettbewerb wird folgen. Diese Maßnahmen 
werden einen Innovations- und Effizienzschub für 
die gesamte Volkswirtschaft auslösen. 

Der Jahreswirtschaftsbericht 1998 der Bundesregie-
rung wird hinsichtlich der bereits umgesetzten Re-
formvorhaben Bilanz ziehen und weitere Perspekti-
ven der Politik für einen „Schlanken" Staat und für 
eine Stärkung der Wirtschaftsdynamik aufzeigen. 
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9. Gestaltung des Modernisierungsprozesses 

Eine wichtige Bedeutung kommt in diesem Zusam-
menhang dem von der Bundesregierung durch Kabi-
nettsbeschluß vom 18. Juli 1995 eingesetzten Sach-
verständigenrat „Schlanker Staat" unter Vorsitz des 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Frak-
tion, Professor Dr. Rupert Scholz, zu. Aufgabe des 
Sachverständigenrats „Schlanker Staat" war es - ins-
besondere unter dem Aspekt eines verwaltungsfer-
nen Gremiums mit Mitgliedern aus Politik und Wis-
senschaft, aus den Ländern und den Kommunen, aus 
der Wirtschaft und den Gewerkschaften - die Bun-
desinitiativen zum Thema „Schlanker Staat/Abbau 
überflüssiger Bürokratie" fachlich und politisch zu 
begleiten, zu fördern und mit zusätzlichen Impulsen 
zu versehen. Diese Arbeiten hat der Sachverständi-
genrat „Schlanker Staat" nach gut zwei Jahren been-
det und im Herbst 1997 seinen weitreichenden Ab-
schlußbericht vorgelegt. 

Bei der Vielzahl der Behörden der Bundesverwaltung 
und den vielfältigen Möglichkeiten, Verwaltungsmo-
dernisierung zu gestalten, ist es hilfreich, wenn der 
Prozeß ressortübergreifend gesteuert wird. Diese 
Funktion hat der vom Bundeskabinett am 18. Juni 
1997 eingesetzte Lenkungsausschuß Verwaltungsor-
ganisation übernommen. Unter Vorsitz von Dr. Eckart 

 Werthebach, Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern, sind Staatssekretäre des Finanz-, Vertei-
digungs-, Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Baumi-
nisteriums Mitglieder dieses Gremiums. Durch den 
Lenkungsausschuß ist verwaltungsorganisatorisch 
eine Koordinationsstelle geschaffen worden, die die 
Verwaltungsmodernisierung für die Bundesverwal-
tung gesamtheitlich fördert. Gleichzeitig wird die 
Umsetzung der vom Sachverständigenrat „Schlanker 
Staat" empfohlenen Maßnahmen weiter forciert. 

II. Auftrag aus dem Aktionsprogramm 

Nach dem Aktionsprogramm zur weiteren Steige

-

rung von Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Bun

-

desverwaltung ist der Lenkungsausschuß Verwal

-

tungsorganisation verpflichtet, jährlich dem Bundes-
kabinett über den Stand der Umsetzung des Aktions-
programms sowie zu den darüber hinaus ergriffenen 
Maßnahmen zur Steigerung von Effektivität und 
Wirtschaftlichkeit der Bundesverwaltung zu berich-
ten. Der erste Bericht hierfür war zum Jahresende 
1997 abzugeben. 

Der Lenkungsausschuß hat bisher dreimal getagt. 
Die konstituierende Sitzung fand am 10. Oktober 
1997 statt. Da der Zeitraum zwischen Verabschie-
dung des Aktionsprogramms und der ersten Be-
richtspflicht lediglich ein halbes Jahr betrug, wurde 
beschlossen, daß dieser erste Bericht sich - wie das 
Aktionsprogramm selbst - schwerpunktmäßig auf 
die Ministerialverwaltung beschränkt. Der zweite 
Bericht wird dann die gesamte Bundesverwaltung 
darstellen. 

Ill. Einbeziehung der Ergebnisse des 
Sachverständigenrats „Schlanker Staat" 

Neben den Anforderungen aus dem Aktionspro-
gramm sind die Ergebnisse des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" für die Arbeit des Lenkungsaus-
schusses von elementarer Bedeutung. Durch den Ab-
schlußbericht des Sachverständigenrats ist eine 
grundlegende Basis für die Modernisierung der Bun-
desverwaltung geschaffen worden. 

Diesen Aspekt hat der Lenkungsausschuß in sei-
ner zweiten Sitzung am 24. November 1997 aufge-
griffen und beschlossen, sich nachhaltig für die Um-
setzung der Ergebnisse des Sachverständigenrats 
einzusetzen. 

Der Lenkungsausschuß hat zwischenzeitlich die 
Empfehlungen des Sachverständigenrats ausgewer-
tet und einen Katalog mit solchen Maßnahmen zu-
sammengestellt, die schwerpunktmäßig kurzfristig 
umzusetzen sind. Die Ergebnisse sind in die Fo rt

-schreibung des Aktionsprogramms (Teil C) einge-
flossen. 

B. Bilanz 

I. Organisatorische Maßnahmen 
in den Bundesministerien 

1. Organisatorische Maßnahmen 
der Bundesministerien in Zusammenhang 
mit der Verlagerung der Regierungsfunktion 
nach Berlin 

Die durch den Regierungsumzug entstandene Chan-
ce, die Ministerialverwaltung zu verkleinern und neu 
zu organisieren, wird nachhaltig genutzt. Auf der 
Grundlage der Forderung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages, der Beschlußlage des 
Bundeskabinetts sowie den Empfehlungen des Sach

-

verständigenrats „Schlanker Staat" schreitet die 
grundlegende Überprüfung der organisatorischen 
Strukturen der Bundesministerien voran (siehe Ta-
belle folgende Seite). 

Ebenfalls wird die hierbei im ersten Schritt durchzu-
führende Aufgabenkritik fortgeführt. So sind u. a. im 
Bundesministerium für Verkehr (BMV) und im Bun-
desministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie (BMBF) aufgrund der durchgeführ-
ten Organisationsuntersuchungen zwischenzeitlich 
Aufgaben vollständig entfallen; im Bundesministe-
rium des Innern (BMI) konnten bereits 42 Aufgaben 
an nachgeordnete Behörden abgeschichtet werden, 
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Organisationsuntersuchung/Umorganisation 

Realisierungsgrad 

Untersuchung Umsetzung 

Ministerium 

begonnen 	intern 
mit externer 

Unter- 
Abschluß abge- 

begonnen 

voraus

-

sichtlicher abge- 

Stützung 
(Jahreszahl) schlossen Abschluß schlossen 

(Jahreszahl) 

AA  vor dem 
 Umzug 

BMI 1999 1999 

BMJ  1999 

BMF 1996 (BMF 2000) 

BMWi 1997 (Ziel- teilweise 
Struktur) 

BML 1998 

BMA  1998 1999 

BMVg 2000 weit- 
gehend 

BMFSFJ 1997   1998 

BMG 1999 

BMV 1997 kurz- 
fristig: 1998 

mittel- 
fristig: 2000 

BMU teilweise 

BMBau teilweise 1999/2000 

BMBF 

BMZ 1998 1998 1999 

BPA 1996 1999 

teilweise in Verbindung mit den dazugehörigen Mit-
teln und Planstellen. Im Bundesministerium der Ver-
teidigung (BMVg) ist die Abschichtung schon wei-
testgehend vollzogen. Neben umfangreichen Dele-
gationen im administrativen Bereich (Personalfüh-
rung, Wehrersatzwesen, Bekleidung, Verpflegung, 
Übersetzerdienste u. v. a.) wurde im Rahmen der 
Straffung des Rüstungsmanagements die Durchfüh-
rungsverantwortung für über 100 Rüstungsvorhaben 
abgeschichtet. 

Ein wesentliches Ziel der Aufgabenkritik ist die 
Rückführung staatlicher Aufgaben. Das bedeutet in 

einem besonderen Maße auch, daß der Staat sich aus 
unternehmerischen Betätigungen zurückzieht. Dem-
entsprechend setzt die Bundesregierung mit der 
Fortschreibung 1997 des Berichts zur Verringerung 
von Beteiligungen ihre langjährige Privatisierungs-
politik konsequent fort . Weitere Fortschreibungen er-
folgen in regelmäßigen Abständen unter Erweite-
rung um die Privatisierung öffentlicher Aufgaben. 
Die Privatisierungspolitik der Bundesregierung wird 
von IWF, OECD, Sachverständigenrat und Monopol-
kommission anerkannt und gestützt. In der jüngsten 
Privatisierungsstatistik der OECD von 1996 nimmt 
Deutschland die Spitzenposition ein. 
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Abschichtung nichtministerieller Aufgaben/Aufgabenwegfall (Aufgabenkritik)  

Realisierungsgrad 

Ministerium Abschichtung Abschichtung Abschichtung 
Abschichtung 

nicht-ministe rieller 
Aufgabenkritik: nicht-ministerieller nicht-ministerieller nicht-ministerieller 

Aufgaben: 
Aufgaben- 

begonnen Aufgaben: Aufgaben bis: Aufgaben: 
vollzogen 

wegfall 
Bereiche erkannt (Jahreszahl) vollzogen gem. § 50 BHO 

AA  1999  

BMI 1999  

BMJ 

BMF  

BMWi :  1999  

BML 

BMA  1998  

BMVg in 1997 

BMFSFJ  1998/1999 

BMG  

BMV   1997-2000  

BMU 1998  

BMBau  
 1998/1999 

BMBF 2000  

BMZ  

BPA (Aug. 1997)  

Im Zusammenhang mit den Organisationsuntersu-
chungen spielt die Aufgabenprivatisierung eine be-
sondere Rolle. Der aktuelle Realisierungsstand stellt  
sich wie folgt dar (siehe Tabelle folgende Seite).  

Gemäß dem Beschluß des Bundeskabinetts vom  
7. Februar 1996 waren im Zusammenhang mit der  
Vorbereitung des Regierungsumzugs Pilotprojekte  
zur Prüfung von Privatisierungsmöglichkeiten von  
Servicebereichen der Ministerien durchzuführen.  
Diese Pilotprojekte sind zwischenzeitlich abgeschlos-
sen worden. Aufgrund der daraus gewonnenen Er-
gebnisse hat der Lenkungsausschuß Verwaltungsor-
ganisation den folgenden Beschluß verabschiedet:  

Umsetzungsempfehlung für Pilotprojekte  
in den Servicebereichen  

Generelle Vorbemerkungen: 

Die Umsetzung der Projekte konzentriert sich unter  
Berücksichtigung ressortspezifischer Gegebenheiten  
auf die Vorbereitung der neuen Strukturen in Berlin.  

Über die Umsetzung der Ergebnisse auf Bonn in in-
haltlicher und zeitlicher Hinsicht muß grundsätzlich  
gesondert entschieden werden. Dabei ist die interne  
Optimierung vorrangig und unmittelbar einzuleiten  
bzw. weiterzuführen. Der Abbau von im Rahmen der  
Umsetzung der Personalwirtschaftlichen Gesamtkon-
zeption der Bundesregierung vom 29. Juli 1995 ent-
stehenden Personalüberhänge ist hierbei zu berück-
sichtigen.  

Soweit im Einzelfall zugelassen ist, daß ein Res-
sort  sich an den ressortübergreifenden Lösungen/Pri-
vatisierungen nicht beteiligt, ist es aufgefordert, die  
Wirtschaftlichkeit seiner Alternativlösungen im Len-
kungsausschuß nach zwei Jahren nachzuwei-
sen.  

Die von den Ressorts zur Umsetzung getroffenen  
Maßnahmen bzw. die Wirtschaftlichkeitsnachweise  
einer anderen Organisationsform werden in dem  
jährlichen Bericht zu dem Aktionsprogramm an das  
Bundeskabinett aufgenommen.  
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Privatisierung (Aufgabenkritik) 

Ministerium 

Realisierungsgrad 

Aufgabenkritik: 
begonnen 

Privatisierung: 
Bereiche erkannt 

Privatisierung 
vorgesehen zum: 

(Jahreszahl) 

erfolgte 
Privatisierung 
(< 10 betroffene 
Mitarbeiter) 

erfolgte 
Privatisierung 

(< 100 betroffene 
Mitarbeiter) 

erfolgte 
Privatisierung 

(> 100 betroffene 
Mitarbeiter) 

AA 1999 

BMI 1999 

BMJ 

BMF 

BMWi 1998/1999 

BML 

BMA 

BMVg 1997-2000 

BMFSFJ 

BMG 

BMV 1998-2000 

BMU 

BMBau 1997 

BMBF 

BMZ 

BPA 

I. Hausdruckerei 

- Grundsätzliche Fremdvergabe der Druck- und 
Großkopieraufträge. 

- Zusammenarbeit benachbarter Resso rts zur Nut-
zung von Synergien. 

- Unabhängig hiervon ist eine hausinterne, lei-
stungsfähige Kopierstelle, ggf. gemeinsame Ge-
räte für benachbarte Resso rts, vorzusehen. 

- In Berlin werden keine eigenen Druckereien auf-
gebaut. 

II. Schriftguterstellung bzw. -verwaltung (SGE/SGV) 

- Nutzung von: 

• Synergieeffekten 

• Gewährleistung der „Kundennähe" 

• Flexible Anpassung an dienstliche Erforder-
nisse und technologischen Wandel 

durch Zusammenfassung der Servicebereiche 
SGE/SGV auf Abteilungs-/Unterabteilungsebene 
für Schreibkräfte und Bürosachbearbeiter oder 
vergleichbar leistungsfähige Organisationsstruk-
turen. 

- Einführung eines Workflow-Systems nach Schaf-
fung der notwendigen, insbesondere IT-mäßigen 
Voraussetzungen. 

- Prüfung von Anreizen durch Anpassung der Tarif-
strukturen an das sich ändernde Berufsbild. 

- Stufenweise Umsetzung. 

III. Haustechnik Berlin 

- Vergabe der gebäudetechnischen Leistungen für 
die vom Umzug betroffenen Bundesliegenschaften 
in Berlin zentral an einen p rivaten Dienstleister; 
Umsetzung noch im Jahr 1998. Dazu Erarbeitung 
ausschreibungsreifer Vertrags- und Ausschrei- 
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bungsgrundlagen bis spätestens Mitte 1998 (BMBau 
mit Unterstützung Gutachter; Abstimmung mit Ver-
waltungsabteilungen). Die Finanzierung der für die 
Vorarbeiten entstehenden Kosten ist mit dem Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) zu klären. 

Bis spätestens Mitte 1998 Herbeiführung einer 
Grundsatzentscheidung des Bundeskabinetts durch 
das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau (BMBau) für die dann an-
stehende Ausschreibung und anzustrebende Auf-
tragsersterteilung zum 1. Januar 1999 sowie für 
die Einrichtung einer zentralen Stelle für Control-
ling und Vertragsmanagement, in der verbindlich 
für die Liegenschaften der Bundesregierung über 
die Beteiligung an der Vergabe der gebäudetech-
nischen Dienstleistungen und über die Einleitung 
der Vergabe entschieden werden kann. Das BMF 
wird beteiligt. 

- Das BMBau klärt mit dem BMF für die Aufstellung 
des Haushaltes 1999 die haushaltsmäßigen Vor-
aussetzungen. 

Für die Vertrags- und Ausschreibungsunterlagen 
entwickelt der für das Pilotprojekt eingerichtete 
Lenkungsausschuß die Grundlagen und Bedin-
gungen. 

Das BMVg läßt diese Aufgaben für alle Bundes-
wehrdienststellen in Berlin - einschließlich Inan-
spruchnahme privater Leistungen - zentral durch 
die Standortverwaltung Berlin wahrnehmen. 

IV.  Gebäudebewirtschaftung Berlin 
(ohne Haustechnik) 

Privatisierung aller Gebäudebewirtschaftungen/ 
Leistungen - soweit nicht Kernaufgaben/Eigen-
tümerfunktionen der Bauverwaltung betroffen 
sind - unter Nutzung von Synergien durch Zusam-
menschluß benachbarter Bezirke und unter Be-
rücksichtigung personalwirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen. 

Das BMVg läßt diese Aufgaben für alle Bundes-
wehrdienststellen in Berlin - einschließlich Inan-
spruchnahme privater Leistungen - zentral durch 
die Standortverwaltung Berlin wahrnehmen. 

V. Ärztlicher Dienst 

Der Ärztliche Dienst der obersten Bundesbehörden 
wird auf Sicht privatisiert. In Berlin wird kein eigener 
Ärztlicher Dienst eingerichtet, sondern auf der Grund-
lage eines Ausschreibungsverfahrens (VOL) durch 
einen privaten Anbieter erbracht. Der Soziale Dienst 
setzt seine Arbeit unverände rt  fort  und wird auch in 
Berlin vertreten sein. Der Gesundheitsdienst des 
Auswärtigen Amts (AA) ist hiervon ausgenommen. 

Für den Bereich Bonn werden in einer Übergangszeit 
einerseits die vorhandenen beamteten Ärzte ihre Tä-
tigkeit fortsetzen. Andererseits wird die ärztliche Be-
treuung durch Ärzte auf Vertragsbasis bef ristet bis 
zum Umzug der Bundesregierung nach Berlin ge-
währleistet. 

Aufgrund der besonderen Situation des BMVg (Zivil-
personal und Soldaten) und der hierauf beruhenden 
besonderen Aufgabenverteilung von fürsorgeärzt-
lichen und betriebsärztlichen Aufgaben prüft das 
BMVg die Möglichkeit der Übernahme des Beschlus-
ses. 

VI. Dienstreisewesen 

Die im folgenden vorgeschlagenen Arbeitspakete a) 
bis d) sollen kurzfristig und parallel angegangen und 
die Ergebnisse sowohl für Berlin als auch für Bonn 
umgesetzt werden. Dadurch sollen Doppelarbeiten 
und unnötige Investitionen vermieden werden. 

a) Zentralisierung der Reisekostenabrechnung 

Durch eine interministerielle Umsetzungs-Arbeits-
gruppe ist ein Konzept aufzustellen, wie die behör-
deninterne Zentralisierung der Reisekostenabrech-
nung kurzfristig durchgeführt werden kann. Ziel ist 
die Abschichtung in eine oder mehrere nachgeord-
nete Behörden. Umsetzung ab 1998. 

b) Privatisierungsmöglichkeiten 

Eine kurzfristig einberufene Arbeitsgruppe prüft Pri-
vatisierungsmöglichkeiten in der Reisevorbereitung, 
so z. B. verschiedene externe Angebote (Siemens, 
Lufthansa, AirPlus etc.). Die Ergebnisse fließen in 
ein Pflichtenheft zur Ausschreibung ein; Umsetzung 
(Vergabe und interne Optimierung) 1999. 

Zur Bündelung der Marktmacht, unter Berücksichti-
gung der Mittelstandswahrung, ist der Reiseeinkauf 
kurzfristig zu zentralisieren. Die Arbeitsgruppe prüft, 
ob dieser zentrale Reiseeinkauf wi rtschaftlich behör-
denintern oder von Dritten abgewickelt werden soll. 

Teilnehmer der Arbeitsgruppe für die Arbeitspakete a) 
und b): BMI, BMF, BMU, AA, BMWi, BMVg. Feder-
führung BMI. 

c) Vereinfachung der rechtlichen Vorschriften 

Weitgehende Vereinfachung der rechtlichen Vor-
schriften des Dienstreisewesens - Arbeitsauftrag an 
BMI. 

Zur flexiblen Handhabung im Rahmen der Arbeits-
pakete prüft BMI überdies kurzfristig die Formulie-
rung einer „Experimentierklausel" . 

d) Kostentransparenz 

Alle Ressorts schaffen auf Basis geeigneter Anschrei-
bungen Kostentransparenz für ihr Dienstreisewesen, 
um direkte Kostenvergleiche zu ermöglichen. 

VII. Botendienst/Postaustausch 

Festsetzung der Obergrenze der Anzahl der tägli-
chen Botengänge auf vier unter Berücksichtigung 
personalwirtschaftlicher Rahmenbedingungen. 

Räumliche Zusammenlegung der Posteingangs-/ 
-ausgangsstellen unter Einbeziehung der Boten-
meisterei, Fernschreibstelle (soweit nicht ander-
weitig zugeordnet), Drucksachenstelle. 
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- Einrichtung einer Ansprechstelle für Sonderaufga-
ben im Botenbereich (u. a. Sonderbotengänge, Sit-
zungs- und Konferenzdienst). 

- Nutzung von Synergieeffekten bei der Untersu-
chung der externen Eingangspost durch die Deut-
sche Post AG (Durchleuchtungsstelle). 

- Einrichtung einer zentralen Postaustauschstelle 
aller Ressorts für Berlin. 

VIII. Objektschutz Berlin 

- Weitgehende Privatisierung der Dienstleistungen 
des personellen Objektschutzes. 

- Nutzung von Synergieeffekten bei der Einrichtung 
der Sicherheitszentrale der Ministerien. 

- Sonderregelung für BMVg. 

IX. Fahrbereitschaft 

- Erhebliche Reduzierung bzw. weitgehende Ein-
stellung der behördeneigenen Fahrbereitschaften. 

- Verzicht auf behördeneigene Werkstätten und 
Tankstellen. 

- Neustrukturierung der Fahrbereitschaft: 

• Dezentraler Cheffahrdienst (mit Vertretern) 

• Überressortliche Privatvergabe (Rahmenver-
trag) aller sonstigen Fahrten einschließlich zen-
traler privater Fahrdienstleistungen und Dele-
gationsfahrten. 

Für die ebenfalls im Rahmen der Organisationsunter-
suchungen durchgeführten Personalbedarfsberech-
nungen ergibt sich für die Ministerien z. Z. folgender 
Sachstand: 

Personalbedarfsrechnung 

Realisierungsgrad 

Ministerium 
geplant 

mehr als 10 % 
der Org.-Einheiten 
sind untersucht 

mehr als 50 % 
der Org.-Einheiten 
sind untersucht 

voraussichtlicher 
Abschluß 
(Jahreszahl) 

abgeschlossen 

AA 2002 

BMI 1999 

BMJ 1999 

BMF 

BMWi 2001 

BML 2000 

BMA 2001 

BMVg 

BMFSFJ 1998 

BMG 2001 

BMV 2001 

BMU 2001 

BMBau 1999 

BMBF 2002 

BMZ 2001 

BPA 2000 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9980  

Insgesamt läßt sich der Realisierungsgrad für die Er-
stellung einer organisatorischen Zielstruktur ,,Regie-
rungsumzug" z. Z. wie folgt darstellen: 

Aufbauorganisation (Zielstruktur Regierungsumzug)  

Ministerium 
Bonn

-

Ressort  
Berlin

-

Ressort 

Realisierungsgrad 

organisa

-

tonische 
Zielstruktur 
ohne Auf

-

gabenkritik: 
vorhanden 

organisa

-

torische 
Zielstruktur 
nach Auf

-

gabenkritik: 
geplant 

organisa

-

tonische 
Zielstruktur 
nach Auf

-

gabenkritik: 
laufend 

organisa

-

tonische 
Zielstruktur 
ohne Auf

-

abenkritik: 
gabge-
schlossen 

Realisierung: 
laufend 

Realisierung: 
abge

-

schlossen 

AA  bis 1999 

BMI 

BMJ  

BMF (BMF 2000) 

BMWi (Ziel

-

struktur) 

BML  

BMA  

BMVg (Ziel

-

struktur) 

BMFSFJ  1998  

BMG  

BMV 
 

BMU  

BMBau 

BMBF 

BMZ 
 

BPA  

Als derzeitiges Zwischenergebnis läßt sich festhalten, 
daß die grundlegende Überprüfung der organisatori-
schen Strukturen der Bundesministerien zügig voran-
schreitet. In einigen Fä llen sind nachhaltige organisa-
torische und stellenstrukturelle Straffungen bereits um-
gesetzt worden. Allein die Tatsache, daß seit 1991 in den 
Ministerien rd. 13 % der Stellen abgebaut worden sind, 
zeigt, daß hier bereits erhebliche Umorganisationen er-
folgt sind. Das BMVg hat in diesem Zeitraum allein 
seinen zivilen Stellenumfang um rd. 1 000 reduziert. 

2. Informationstechnik  

Die öffentliche Verwaltung in der Informa tions

-

gesellschaft muß Informationstechnik (IT) selbst 

so anwenden, daß sie ihre Effektivität damit merk-
lich steigert und der IT-Einsatz zugleich Modell-
charakter hat. Die Bundesverwaltung legt des-
halb großen Wert darauf, den Übergang zur Informa-
tionsgesellschaft rasch und zielgerichtet zu vollziehen. 

Die Verbreitung von Arbeitsplatzcomputern (PC) hat 
die Grundlage für eine neue Form IT-gestützter Kom-
munikation geschaffen, die Erreichbarkeit der Be-
diensteten im Bereich der obersten Bundesbehörden 
über elektronische Post ist inzwischen bereits auf 
über 80 % - teilweise bis 100 % - gestiegen. 

Die im Rahmen der Umsetzung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 festge- 
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Informationstechnik 

Einführungsgrad 

Standard- 
anwendungen: 

IT-gestützte IT-gestützte 
z. B. Text- arbeitsplatz- IT-gestützte IT-gestützte 

behörden- behörden- Doku- Infor- Ministerium verarbeitung, bezogene referats- abteilungs- 
Tabellen- Einzel- interne interne 

interne externe menten- mations- 

kalkulation, anwendungen Kommuni- Kommuni- 
Kommuni- Kommuni- manage- manage- 

Datenbank- (in Prozent) kation kation 
kation kation ment ment 

anwendungen 
(LAN) (WAN) 

(in Prozent) 

AA 50 

BMI 79 45 Prototyp 

BMJ  

BMF 98 40 

BMWi 75 25-30 

BML 64 8 

BMA 100 50 

BMVg 60 teilweise 

BMFSFJ 80 5 (Modell- 
projekt) 

BMG 100 1 

BMV 90 90 Prototyp Prototyp 

BMU 85 15 

BMBau 85    
BMBF 100 60 Prototyp Prototyp 

BMZ 98 70  
 

BPA 70 35 

legte Aufteilung der Regierungsfunktionen auf die 
Standorte Berlin und Bonn führt zu erhöhten organi-
satorischen und technischen Anforderungen an die 
Kommunikation sowohl innerhalb der Bundesregie-
rung als auch zwischen der Regierung und den ande-
ren Verfassungsorganen. Ziel des Informationsver-
bunds Berlin Bonn (IVBB) ist daher die uneinge-
schränkte Arbeitsfähigkeit der Verfassungsorgane 
intern und untereinander. 

Die erste Stufe des IVBB ist in Bet rieb. Mit dem 
Aufbau eines Intranets für die obersten Bundes-
behörden ist begonnen worden. Der Verbund wird 
in seinen dauerhaften Strukturen zum 1. Januar 
1999 zur Verfügung stehen und maßgeblich dazu 
beitragen, die Effizienz der Verwaltung zu erhöhen. 
Dadurch ist der IVBB zugleich ein großer Schritt 
zur Modernisierung der Verwaltung unter dem 
Stichwort „Schlanker Staat". Er wird darüber hin-
aus als Ausgangsbasis für eine Kommunikations

-

infrastruktur der Bundesverwaltung dienen und in 
einen Informationsverbund der Bundesverwaltung 
einmünden. 

Nach Einführung der elektronischen Kommunikation 
verspricht der Einsatz von elektronischen Akten und 
Archiven die größtmögliche Steigerung von Effizienz 
und Effektivität, die in der Verwaltungsarbeit durch 
IT-Anwendung erzielt werden kann. Damit wird eine 
durchgängige IT-Unterstützung der Vorgangsbear-
beitung möglich, deren Erprobung mit dem Pilotsy-
stem DOMEA (Dokumentenmanagement und elek-
tronische Archivierung im IT-gestützten Geschäfts-
gang) seit September 1997 im BMI erfolgt. 

Im Verbundprojekt POLIKOM wird die standortver-
teilte Kooperation in der Verwaltung und in der Wirt

-schaft im Innovationsfeld „neue Formen der Arbeits-
organisation - Informationstechnik" erprobt, eva-
luiert und weiterentwickelt. POLIKOM umfaßt vier 
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Teilprojekte, in denen eine enge Zusammenarbeit 
mit Anwendern im Bundesrat, in Bundesministerien 
sowie Landes- und Kommunalverwaltungen stattfin-
det. Damit leistet dieses Vorhaben wichtige Beiträge 
für die aktuelle Diskussion um den „Schlanken 
Staat" und eine „bürgernahe Verwaltung" auf den 
Ebenen des Bundes, der Länder und der Kommunen. 

3. Steuerungs- und Führungsinstrumente  
in den Bundesministerien  

Die Einführung neuer Steuerungs- und Führungsin-
strumente gewinnt im Rahmen der Strukturverände-
rungen und -verbesserungen zunehmend an Bedeu-
tung. Die Ministerien orientieren sich hierbei an dem 
gewandelten Verständnis der Verwaltung, wonach 
die Verpflichtung zur effektiven und effizienten 
Dienstleistung orientiert am Gemeinwohl besteht. 

Handlungs- und Orientierungsrahmen hierbei bilden 
das Leitbild. Es führt zu mehr Handlungssicherheit 
und zu mehr vertrauensvollem und effizientem Mit-
einander. Entsprechend den Festlegungen im Ak-
tionsprogramm wird von den Resso rts individuell ein 
Leitbild erarbeitet: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente:  
Leitbild  

Ministerium 

Realisierungsgrad 

wird 
 geprüft 

geplant begonnen laufend 

AA 

BMI 
 

BMJ  

BMF 
 

BMWi 
 

BML 
 

BMA  
BMVg  
BMFSFJ  
BMG  
BMV 

BMU  

BMBau 
 

BMBF 
 

BMZ 
BPA 

 

Ganz entscheidend für die Funktionsfähigkeit neuer  
Steuerungs- und Führungsinstrumente ist die Ein-
führung von Controlling. Aufgabe des Controllings  
ist die Versorgung der Verantwortungsträger mit  
wichtigen Steuerungs- und Schlüsselinformationen,  
um bei erkennbaren Veränderungen von Prioritäten,  
Zielen, Ressourcenlage oder bei neuen Aufgaben  
zeitnah reagieren zu können. Dementsprechend  
wächst der Bedeutungskreis des Controllings in den  
Ministerien:  

Steuerungs- und Führungsinstrumente:  
Controlling  

Ministerium 

Realisierungsgrad 

wird  
geprüft 

geplant begonnen laufend 

AA  

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 
BML  

BMA  
BMVg 
BMFSFJ 
BMG  

BMV  

BMU  

BMBau 
BMBF For

-

schung 
Groß

-

rojekte  

BMZ  
BPA ab 1. Ja

-

nuar 1998  

Um den durch Controlling ermöglichten ganzheitli-
chen Ansatz, zur Unterstützung der politischen und  
administrativen Leitung in Fragen der Planung und  
Steuerung, umfassend zu realisieren, ist darüber hin-
aus auch eine ergebnisorientierte Steuerung durch  
Zielvereinbarungen erforderlich. Ein Teil der Bun-
desministerien hat begonnen, Zielvereinbarungen  
einzuführen.  

Bestandteil eines umfassenden Controllings ist auch  
die Kosten- und Leistungsrechnung (KLR), um zu ei

-

ner besseren Kostentransparenz zu gelangen und auf  
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Steuerungs- und Führungsinstrumente:  
Zielvereinbarung  

Ministerium 

Realisierungsgrad 

wird  
geprüft 

geplant begonnen laufend 

AA 

BMI  

BMJ  

BMF  

BMWi  
 

BML  

BMA  

BMVg 

BMFSFJ  

BMG 

BMV  

BMU  

BMBau 

BMBF 

BMZ  

BPA  

dieser Grundlage effizient planen und steuern zu 
können. Damit bei der Einführung aber nicht für alle 
Bereiche Mehrfachentwicklungen mit den entspre-
chenden Kosten durchzuführen sind, ist unter Zu-
grundelegung der Erfahrungen aus zahlreichen Pro-
jekten in der Bundesverwaltung ein KLR-Handbuch  
für die Bundesverwaltung vom BMF mit einem exter-
nen Berater entwickelt worden. 

Ziele der standardisierten KLR sind die Transparenz 
von Kosten und Leistungen, Verbesserung der Pla-
nung, Steuerung und Kontrolle, Ermittlung von ko-
stendeckenden Gebühren und Entgelten sowie die 
Unterstützung von Privatisierungsprüfungen. Ermög-
licht werden auch inner- und zwischenbehördliche 
Leistungsverrechnungen sowie Vergleiche durch Be-
nchmarks. Für den allgemeinen Verwaltungsbereich 
(Dienstleistungs- und Infrastrukturbereiche) wurden 
mit dem KLR-Handbuch 48 Produkte definiert, die 
von allen Behörden übernommen werden können. 
Für den heterogenen Bereich der Fachaufgaben 
konnten methodische Hinweise formuliert werden, 
so daß hier individuell Produkte nach einem einheit-
lichen Verfahren definiert werden können. Darüber 
hinaus konnten weitreichende Empfehlungen zu 

den einzelnen anwendbaren Kostenrechnungssyste-
men gegeben werden, z. B. auch für einen Zweig der 
Bundesfinanzverwaltung (Bundesvermögensverwal-
tung). In einem Einführungsplan werden die konkre-
ten Schritte zu einer erfolgreichen Implementierung 
eines Systems dargestellt. 

Das Handbuch ist in der Vorschriftensammlung der 
Finanzverwaltung veröffentlicht, so daß alle Bun-
desbehörden, aber auch interessierte Dritte, Zugriff 
haben. Damit wird der gesamten Bundesverwaltung 
eine verläßliche Arbeitsgrundlage für die Neuein-
führung eines KLR-Systems geboten. Bestehende 
Systeme sollen mittelfristig angepaßt werden, damit 
einheitliche Daten vorliegen. 

Um die gleichmäßige flächendeckende Anwendung 
des KLR-Standards in geeigneten Bereichen zu ge-
währleisten, plant das BMF z. Z. nach bilateralen Ge-
sprächen mit den Resso rts folgende Einführungs-
pilotprojekte:  

- Bundeszollverwaltung, 

- Bundesgrenzschutz, 

- Umweltbundesamt, 

- Fachhochschule des Bundes, 

- Forstverwaltung, 

- zwei bis drei Bundesministerien (jeweils für Teil-
bereiche). 

Hierbei koordiniert das BMF alle Einführungsaktivi-
täten und entwickelt die bisher festgelegten KLR-
Standards weiter. Der Lenkungsausschuß Verwal-
tungsorganisation unterstützt diese Vorhaben aus-
drücklich.  

Die konsequente Einführung der KLR-Systeme ist 
ein wesentlicher Schritt in Richtung einer noch effi-
zienteren und kostenbewußteren Verwaltung. Da-
her schreibt das Haushalts-Fortentwicklungsgesetz 
durch § 7 Abs. 3 BHO die KLR in allen geeigneten 
Bereichen vor. Das BMVg wird bis Ende 1998 in 
bis zu 220 Dienststellen die Kosten- und Leistungs-
verantwortung (KLV) mit dem wesentlichen Anteil 
der dienststellenbezogenen KLR einführen. Paral-
lel hierzu werden für Controllingaufgaben die 
unterschiedlichen Führungsebenen einbezogen. Die 
Weiterentwicklung der KLR der Bundeswehr erfolgt 
in enger Abstimmung mit den KLR-Vorgaben des 
BMF. 

Das BMI wird in allen Behörden des Geschäftsbe-
reichs sowie im Ministerium selbst KLR einführen. 
Vorgesehen ist ein zeitlich gestuftes Verfahren. Die 
Umsetzungsverantwortung liegt bei den einzelnen 
Behörden. Die Koordination der KLR-Einführung 
nimmt das Haushaltsreferat des BMI wahr. Auch im 
BMV ist die Einführung einer KLR vorgesehen; beim 
Deutschen Wetterdienst, Eisenbahn-Bundesamt, 
Kraftfahrt-Bundesamt, Luftfahrt-Bundesamt und der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung ist KLR bereits 
eingeführt oder befindet sich z. Z. in der Entwick-
lung. 
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Der Realisierungsgrad für die Bundesministerien 
stellt sich wie folgt dar: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Kosten-/Leistungsrechnung 

Ministerium 

Realisierungsgrad 

geprüft 
geplant begonnen laufend 

AA 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BML 

BMA 

BMVg 

BMFSFJ 

BMG 

BMV 

BMU 

BMBau 

BMBF 

BMZ 

BPA ab 1. Ja

-

nuar 1998 

Schließlich ist ein wichtiger Aspekt bei der Einfüh-
rung betriebswirtschaftlicher Managementkonzepte 
die dezentrale Ressourcenverantwortung. Ziel ist es, 
die Fachverantwortung und Ressourcenkompetenz für 
Finanzen, Personal sowie Organisation ganzheitlich 
zusammenzuführen. Die Einführung in den Ministe-
rien beginnt allmählich (siehe Tabelle rechte Spalte). 

In diesem Zusammenhang ist auch von besonderer 
Bedeutung, die Ressourcenverantwortung auf die 
nachgeordneten Behörden zu übertragen. Dement-
sprechend sieht das Haushaltsgesetz 1998 beim Sta-
tistischen Bundesamt ein Modellvorhaben zur Flexi-
bilisierung im Personalbereich vor, wonach die Be-
hördenleitung 20 % des Stellensolls der Angestellten 
für einen finanzneutralen Austausch zwischen ein-
zelnen Vergütungsgruppen in Anspruch nehmen 
kann. Der Verantwortung der Behördenleitung soll 
es dabei obliegen, die Aufgabenerfüllung der Behör-
de mit dieser behördenspezifischen Personalstruktur 
sicherzustellen. 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Dezentrale Ressourcenverantwortung 

Ministerium 

Realisierungsgrad 

wird  
geprüft 

geplant begonnen laufend 

AA 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BML 

BMA 

BMVg KLV

-

Dienst

-

stellen 

BMFSFJ 

BMG 

BMV 

BMU 

BMBau 

BMBF 

BMZ 

BPA ab 1. Ja

-

nuar 1998 

II. Flexibilisierung des Haushaltswesens 

Die dezentrale Ressourcenverantwortung steht in en-
ger Wechselbeziehung zu einer Flexibilisierung des 
Haushaltswesens. 

1. Haushaltsrechts -Fortentwicklungsgesetz 

Zur Steigerung der Effizienz der öffentlichen Verwal-
tung ist daher das Haushaltsrecht-Fortentwicklungs-
gesetz zum 1. Januar 1998 in Kraft getreten. Haus-
haltsgrundsätzegesetz und Bundeshaushaltsordnung 
eröffnen nunmehr verstärkt Möglichkeiten, die Be-
wirtschaftung der zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel flexibler zu gestalten. 

Unabdingbare Elemente des Haushaltsrechts, wie 
die Haushaltsgrundsätze der Jährlichkeit und Ge-
samtdeckung, werden beibehalten, jedoch in vertret-
barem Rahmen gelockert, wenn dies wi rtschaftliches 
und sparsames Verwaltungshandeln fördert. 
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Wesentliche Neuerungen des Gesetzes sind: 

a) Das Jährlichkeitsprinzip wird flexibler ange-
wandt. Die Möglichkeit, Ausgaben für übertrag-
bar zu erklären, wird erweitert, indem auf die bis-
her einschränkende Voraussetzung, daß es sich 
um eine mehrjährige Maßnahme handeln muß, 
verzichtet wird. 

b) Die Deckungsmöglichkeiten zwischen den ein-
zelnen Titeln des Haushalts werden erweitert. Bis-
her konnten Ausgaben für gegenseitig oder ein-
seitig deckungsfähig erklärt werden, wenn ein 
verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusam-
menhang besteht. Seit 1. Januar 1998 ist dies 
auch zulässig, wenn es einer wi rtschaftlichen 
und sparsamen Mittelverwendung dient. Dar-
über hinaus können nunmehr auch Verpflichtungs-
ermächtigungen für deckungsfähig erklärt wer-
den. 

c) Der Gesamtdeckungsgrundsatz wird gelockert, so 
daß verstärkt Anreize zur Erzielung von Mehrein-
nahmen geschaffen werden können. 

d) In geeigneten Bereichen sollen Kosten- und Lei-
stungsrechnung eingeführt werden. 

Dem Gesetz liegen die positiven Erfahrungen der 
Pilotbehörden eines Modellvorhabens aus den 
Jahren 1995 bis 1997 zugrunde. Das Modellvor-
haben hat aufgezeigt, daß mehr Flexibilität bei 
der Haushaltsdurchführung zu einer deutlichen Ver-
waltungsvereinfachung und zu einem effektiveren 
Einsatz von Haushaltsmitteln beitragen kann. Allein 
beim Bundesamt für Sicherheit in der Informations-
technik konnten in den Jahren 1995 und 1996 insge-
samt 33 ansonsten notwendige Anträge an das BMF 
vermieden werden. Durch überjähriges Bündeln von 
Beschaffungen wurden zudem erhebliche Einsparun-
gen erzielt. 

2. Umsetzung im Bundeshaushalt 

Mit dem Haushaltsgesetz 1998 sind die flexible-
ren Haushaltsinstrumente des Haushaltsrechts-Fort-
entwicklungsgesetzes auf den Bereich der Ver-
waltungskapitel des Bundeshaushalts übertragen 
worden. § 5 des Haushaltsgesetzes 1998 sieht 
umfassende gegenseitige Deckungsfähigkeiten in-
nerhalb der verschiedenen Ausgabeblöcke (Per-
sonalausgaben, sächliche Verwaltungsausgaben und 
Investitionen) sowie in Höhe einer Quote von 
20 % zwischen den verschiedenen Ausgabeblöcken 
vor. Des weiteren sind die in die Flexibilisierung 
einbezogenen Ausgaben übertragbar und stehen 
ohne Einsparauflage für den Einzelplan zur Verfü-
gung. 

Aus der Gesamtsumme der flexibilisierten Ausgaben 
in Höhe von rd. 26,9 Mrd. DM soll in 1998 eine an-
gemessene Effizienzrendite in Höhe von rd. 450 Mio. 
DM erwirtschaftet werden. 

Ill. Modernes Personalmanagement 

1. Personalwirtschaftliche Festlegungen 
für den Regierungsumzug 

Mit Kabinettsbeschluß vom 29. Juni 1995 hat die 
Bundesregierung eine „Personalwirtschaftliche Ge-
samtkonzeption zur Verlagerung von Parlament und 
Regierungsfunktion nach Berlin und den Verlagerun-
gen zum Ausgleich nach Bonn" verabschiedet. Ein 
zentrales Element ist der Personaltausch zwischen 
Bonn und Berlin bei den Verfassungsorganen und 
der Bundesregierung. Der Bericht des Beauftragten 
der Bundesregierung für den Berlin-Umzug und den 
Bonn-Ausgleich über den „Stand der Umsetzungen 
der Personalwirtschaftlichen Gesamtkonzeption der 
Bundesregierung vom 29. Juni 1995 und Verfahren 
der Auf- und Übernahme von Personalüberhängen" 
wurde vom Bundeskabinett am 28. Januar 1998 ver-
abschiedet. 

2. Fortsetzung der Dienstrechtsreform 

Bei der Modernisierung des öffentlichen Dienstes 
kommt der Reform des Dienstrechts eine entschei-
dende Rolle zu. Das am 1. Juli 1997 in Kraft getretene 
Dienstrechtsreformgesetz ist dabei ein wichtiger 
Meilenstein. Dadurch sollen das Wettbewerbs- und 
Effizienzbewußtsein der öffentlichen Verwaltung ge-
steigert sowie der leistungsorientierte und effektive 
Personaleinsatz verbessert werden. Mit der Verstär-
kung des Leistungsgedankens, der Verbesserung 
der Mobilität und der Intensivierung von Führungs-
kraft setzt das Gesetz moderne Maßstäbe. Das 
Dienstrechtsreformgesetz enthält auch erste Maß-
nahmen zur Umsetzung der Vorschläge des Versor-
gungsberichts der Bundesregierung zur Kosten-
dämpfung vor allem im Versorgungsbereich. 

Weitere gesetzliche Maßnahmen sind unabdingbar, 
um vor allem die steigenden Versorgungslasten der 
öffentlichen Hände zu bewältigen. Deshalb soll 
durch den vom Bundeskabinett beschlossenen Ent-
wurf eines Versorgungsreformgesetzes 1998 den 
Problemen, denen sich alle Alterssicherungssysteme 
stellen müssen, auch im beamtenrechtlichen Alters-
versorgungssystem unter Berücksichtigung der be-
sonderen Gegebenheiten Rechnung getragen wer-
den. Dazu sind insbesondere vorgesehen: 

- Es soll eine Versorgungsrücklage aus Beiträgen 
der Besoldungs- und Versorgungsempfänger ge-
bildet werden. Mit ihr soll das eigenständige Al-
terssicherungssystem der Beamten zusätzlich ab-
gesichert werden. 

- Die im Dienstrechtsreformgesetz für die allge-
meine Verwaltung angehobene Antragsalters-
grenze auf 63 Jahre und der damit verknüpfte Ver-
sorgungsabschlag soll in angemessener Weise 
auch im Vollzugsbereich dadurch nachvollzogen 
werden, daß die besonderen Altersgrenzen ab 
dem Jahr 2000 um ein Jahr angehoben und eine 
besondere Antragsaltersgrenze eingeführt werden. 

- Als neues beamtenrechtliches Institut soll die Teil-
dienstfähigkeit eingeführt werden. Bisher ist der 
Beamte bei einer Einschränkung seiner Dienstfä- 
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higkeit in den Ruhestand zu versetzen, wenn 
keine Möglichkeit einer vollen anderweitigen Be-
schäftigung besteht. Die notwendige volle Nut-
zung der personellen Ressourcen erfordert es aber, 
die verbleibende Teildienstfähigkeit - sofern sie 
mindestens 50 % beträgt - im Rahmen reduzierter 
Arbeitszeit weiter einzusetzen. Auf diese Weise 
wird der Grundsatz, daß berufliche Rehabi litation 
der Versorgung vorgeht, gestärkt. Für den Be-
schäftigten bietet dies die Chance, weiter am Be-
rufsleben teilnehmen zu können. 

- Im übrigen wird das Zulagensystem durch eine 
Neuordnung gestrafft und bereinigt. Stellenzula-
gen sollen bei künftigen Bezügeerhöhungen nicht 
mehr automatisch angepaßt werden, die im Jahr 
1990 eingeführte Automatik wird zurückgenom-
men. Die Ruhegehaltfähigkeit entfällt, jedoch mit 
Übergangsfristen. Einzelne Zulagen werden ge-
strichen. 

3. Verbessertes Personalmanagement 

In den Ministerien vollzieht sich allmählich der Wan-
del von der Personalverwaltung zum Personalmana-
gement. Dieser wird unterstützt durch ein z. Z. in 
allen Häusern durchgeführtes verändertes Beurtei-
lungswesen, das gleichzeitig intensive Mitarbeiter-
gespräche voraussetzt. Darüber hinaus werden in 
verschiedenen Resso rts Personalentwicklungskon

-

zepte bereits angewandt (z. B. BMVg) bzw. erarbei-
tet. So sind im BMF zwischenzeitlich - in Abstim-
mung mit dem Geschäftsbereich und den Personal-
vertretungen - Richtlinien für die Personalentwick-
lung in der Bundesfinanzverwaltung erarbeitet wor-
den, die in Kürze veröffentlicht werden. Diese Rah-
menrichtlinie enthält Grundsätze zur Führung und 
Zusammenarbeit, zur Nachwuchsgewinnung, zur 
beruflichen Förderung und Entwicklung sowie zur 
Beurteilung der Beschäftigten. 

In diesem Zusammenhang ist die Fortbildung, insbe-
sondere die Fortbildung der Führungskräfte, ein we-
sentliches Element. Die Führungskräfte in der Bun-
desverwaltung haben bei der Weiterentwicklung der 
Verwaltungsstrukturen im Sinne des „Schlanken 
Staates" eine zentrale Verantwortung. Sie müssen 
Träger und Förderer der Entwicklung sein, sie müs-
sen als Manager von Veränderungsprozessen agie-
ren. Ihre Qualifikation ist für den Erfolg der Reform-
ziele von maßgeblicher Bedeutung. Aus diesem 
Grunde bietet die Bundesakademie für öffentliche 
Verwaltung verstärkt ein Angebot zur Entwicklung 
spezifischer Führungsqualitäten an, das die Erweite-
rung und Vertiefung konzeptioneller und innovativer 
Fähigkeiten sowie die Verbesserung der Kompetenz 
zu ergebnisorientierter und motivierender Mitarbei-
terführung fördert. 

Auch 1998 liegt ein Schwerpunkt in der Aufberei-
tung der Instrumente zur Verschlankung des Staates 
durch Seminare und Workshops. Die im Vorjahr neu-
entwickelten Fortbildungsveranstaltungen zu Berei-
chen wie z. B. Personalentwicklung, Qualitätsmana-
gement, flexible Haushaltsinstrumente, Controlling, 
KLR sowie Inter- und Intranet werden aktualisiert 
und durch Neuentwicklungen ergänzt. 

Durch Projektfortbildung werden insbesondere die-
jenigen Entwicklungsvorhaben der Ministerien und 
ihrer nachgeordneten Bereiche unterstützt, die eine 
Steigerung der Verwaltungseffizienz sowie die ge-
zielte Verbesserung der Personal- und Organisations-
struktur zum Ziel haben. Spezielle Veranstaltungen 
befassen sich mit z. B. 

- Beurteilung von Mitarbeitern - Sonderprojekte für 
BMWi, BMU und BMBF, 

- Einführung des Mitarbeitergesprächs - Sonder-
projekte für BMF und BMWi, 

- Kooperativer Führungsstil - Sonderprojekt für 
BMV, 

- Selbstmanagement: Persönliche Arbeitsmethoden 
und das Steuern der eigenen Person - Sonderpro-
jekt für BMWi, 

- Schwierige Personalgespräche, zielorientiert und 
motivierend führen - Sonderprojekt für BMWi. 

Diese Projektunterstützung wird maximal zwei Jahre 
gewährt. 

Schließlich wird die Bundesakademie im Jahr 1998 
ein neues Pilotprogramm „Computer-Selbstlernpro-
gramme" durchführen, das es Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Bundesverwaltung ermöglicht, in-
dividuell und zeitlich unabhängig mit Hilfe eines 
Computers und eines Lernprogramms Inhalte zu er-
arbeiten. Hierbei werden u. a. Lernprogramme ange-
boten, wie: Erfolgreich kommunizieren; Besprechun-
gen erfolgreich gestalten; Teams erfolgreich führen; 
Projekt- und Qualitätsmanagement; Geld und Finan-
zen: Effektives Budgetieren, Kosten- oder Leistungs-
rechnung sowie Elemente moderner Wirtschafts-
kreisläufe. 

4. Flexibilisierung der Arbeitszeit 

Zeitgemäßer Personaleinsatz bedeutet auch eine 
stärkere eigenverantwortliche Flexibilisierung der 
Arbeitszeit unter Wahrung dienstlicher Erfordernisse. 
Ein Aspekt hierbei ist die weitere Förderung der Teil-
zeitbeschäftigung. Für den Bund konzentriert sich 
dies nach der Erweiterung der rechtlichen Grundla-
gen durch das Dienstrechtsreformgesetz auf die noch 
teilzeitgerechtere Gestaltung der organisatorischen 
und personalwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 
Derzeit wird die Umsetzung der Ergebnisse des in 
der Bundesverwaltung durchgeführten Pilotprojektes 
„Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst" ge-
prüft und vorbereitet. 

Das Abschlußgutachten schlägt erste Maßnahmen 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der Teil-
zeitbeschäftigung vor, die von jeder Behörde sofort 
eingeleitet werden können. Gegenwärtig wird eine 
Neuauflage der Teilzeitbroschüre des BMI heraus-
gegeben, die die Beschäftigten über die Vorausset-
zung und Rechtsfolgen der Teilzeitbeschäftigung 
aufgrund der neuen Rechtslage informiert. 

Darüber hinaus hat das BMI den Ressorts einen Ent-
wurf zur Novellierung der Verordnung über die 
Arbeitszeit der Bundesbeamten zur Abstimmung 
übersandt, der den Beschäftigten eine flexiblere 
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Handhabung der Arbeitszeit und für den Dienstherrn 
eine bessere Auslastung personeller Ressourcen er-
möglichen soll. Der Entwurf, der auch Änderungen 
hinsichtlich der Kernarbeitszeitregelungen der Ar-
beitszeitverordnung enthält, wird z. Z. mit den ober-
sten Bundesbehörden abgestimmt. 

Die Bundesregierung hat im Oktober 1996 die Initia-
tive „Telearbeit" gestartet, um das in dieser Arbeits-
form vorhandene Potential für Wachstum und Be-
schäftigung konsequent zu nutzen. Dementspre-
chend ist beabsichtigt, Telearbeit auch für die Bun-
desverwaltung zu fördern. In mehreren Ministerien 
und oberen Bundesbehörden, z. B. im 

- Bundesministerium für Wirtschaft 

- Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(vgl. im Anhang 19 a) 

- Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie (vgl. im Anhang 19 b) 

- Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik (unter besonderer Berücksichtigung von Si-
cherheitsaspekten), 

wurden dazu Modellversuche eingerichtet, an denen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus unterschied-
lichen Funktionsbereichen und Hierarchieebenen 
teilnehmen. Der Staatssekretärsausschuß „Informa-
tionsgesellschaft" hat auf seiner Sitzung am 20. Juni 
1997 beschlossen, einen Appell an die Resso rts zu 
richten, die Möglichkeiten der Telearbeit stärker zu 
nutzen. In diesem Zusammenhang soll u.a. ein „Be-
ratungspaket Telearbeit" erstellt werden, das die vor-
handenen Informationen aufbereitet und den Bun-
desbehörden zur Unterstützung bei der Einführung 
der Telearbeit dienen kann. 

Iv. Deregulierung 

Angesichts der Kürze des Berichtszeitraumes von 
weniger als sechs Monaten wird in diesem Bericht 
auf eine vollständige Darstellung der Deregulie-
rungsmaßnahmen verzichtet. Sie wird umfassend in 
dem zweiten Bericht zum Aktionsprogramm im Som-
mer dieses Jahres dargestellt werden. In diesem Zu-
sammenhang sind insbesondere zu nennen die Re-
duzierung von Normen, wie z. B. im Zusammenhang 
mit dem Zivilschutzneuordnungsgesetz und dem Ge-
setzentwurf zur Änderung der Gewerbeordnung, der 

Gedanke der einheitlichen Vorhabengenehmigung, 
wie sie von der Unabhängigen Sachverständigen-
kommission zum Umweltgesetzbuch beim Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU) vorgestellt worden ist, die Reform 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
und des Energiewirtschaftsrechts oder der Bereich 
der Gesetzesfolgenabschätzung. 

Weit fortgeschritten ist zwischenzeitlich der Auftrag, 
Statistiken zu reduzieren. Die Umsetzung der auf-
grund der Überprüfung des Programms der Bundes-
statistik vom erweiterten Abteilungsleiterausschuß 
Statistik vorgelegten 45 Kürzungsvorschläge wurde 
fortgeführt. Nachdem ein Teil der Vorschläge bereits 
1996 durch Maßnahmen des Statistischen Bundes-
amtes und der statistischen Ämter der Länder sowie 
durch die Statistikänderungsverordnung vom No-
vember 1996 realisiert worden ist, werden fast alle 
weiteren Kürzungsvorschläge mit dem 3. Statistik-
bereinigungsgesetz vom 19. Dezember 1997 umge-
setzt. Der inzwischen dem Deutschen Bundestag zu-
geleitete Entwurf eines Agrarstatistikänderungs-
gesetzes ordnet zusätzliche Einschränkungen und 
Rationalisierungen der Statistiken im Agrarbereich 
an, die land- und forstwirtschaftliche Bet riebe deut-
lich entlasten oder infolge der Anhebung unterer 
Erfassungsgrenzen gänzlich von statistischen Aus-
kunftspflichten befreien. 

In Vorbereitung ist eine Neukonzeption der monatli-
chen und vierteljährlichen Produktionserhebungen, 
die in erster Linie eine fühlbare Entlastung berichts-
pflichtiger Betriebe im produzierenden Gewerbe be-
wirken wird. Fortschritte sind bei der geplanten Neu-
konzeption der laufenden Wirtschaftsrechnung pri-
vater Haushalte und der 5jährlichen Einkommens- 
und Verbrauchsstichproben zu verzeichnen, die zu 
einer Verbesserung dieser Statistiken und zu Einspa-
rungen im Bereich der Verbraucherpreisindexbe-
rechnungen führen, die allerdings durch die Mehrar-
beiten für den seit 1997 durchzuführenden harmoni-
sierten Verbraucherpreisindex aufgrund EG-Rechts 
aufgezehrt werden. 

Außerdem ist für die nationale Statistik ein Verfahren 
entwickelt worden, wonach die Finanzierung neuer 
Statistiken grundsätzlich nur bei gleichzeitigem 
Wegfall oder Einschränkung einer anderen Statistik 
in Betracht kommt. Hierdurch soll Kostenneutralität 
gesichert werden. 
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C. Fortschreibung des Aktionsprogramms 

I. Maßnahmenkatalog zu Kernelementen 

Entsprechend dem Aktionsprogramm ist der Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation aufgefor-
dert, die 10 Kernelemente des Aktionsprogramms 
zur weiteren Steigerung von Effektivität und Wirt-
schaftlichkeit der Bundesverwaltung durch weitere 
Schritte zu konkretisieren und ein entsprechendes 
Maßnahmenbündel zu entwickeln. In Verbindung 
mit den Beschlüssen des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" (siehe oben A. I. 2) hat der Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation den folgen-
den Maßnahmenkatalog verabschiedet. (Der voll-
ständige Beschlußtext ist der Anlage zu entnehmen, 
hier wird lediglich eine summa rische Darstellung ge-
geben. Die Anlage ist Bestandteil des Kabinettsbe-
schlusses.): 

(1) Konzentration auf die Kernaufgaben der Ver-
waltung durch Verstärkung der Zielorientierung 
des Handelns auf allen Ebenen; 

- Im Zusammenhang mit der Vorbereitung des Re-
gierungsumzuges werden die Ministerien dem 
BMF eine Übersicht der Pläne für die nach dem 
Regierungsumzug angestrebten Organisations-
strukturen bis zum 30. Juni 1998 vorlegen. 

(2) Einleitung und Intensivierung eines kontinuier-
lichen Prozesses der Verbesserung der Aufbau- 
und Ablauforganisation, der die Ideen und 
schöpferischen Kräfte aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter einbezieht; 

- Neugestaltung des Vorschlagwesens durch Zu-
sammenführung des klassischen Vorschlagwesens 
mit dem kontinuierlichen Verbesserungspro-
gramm (KVP). 

- Verbesserung der Information der Mitarbeiter 
durch eine ressortübergreifende Info-Broschüre. 

(3) Förderung der Motivation der Beschäftigten 
durch Praktizierung des kooperativen Füh-
rungsstils, der durch klare Zielvereinbarungen, 
gegenseitige Information sowie Delegation und 
ergebnisorientierte Kontrolle ein möglichst 
selbständiges Handeln der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ermöglicht; 

- Maßnahmen, um vorhandene Instrumente zur Ver-
besserung der vertikalen und horizontalen Zusam-
menarbeit „neu" zu beleben. 

- Erarbeitung von Grundsätzen zur Führung und 
Kooperation, einschließlich des Instruments der 
Zielvereinbarung für alle Bereiche der Bundesver-
waltung unter Beteiligung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie der Personalvertretungen. 

- Erstellung eines methodischen Leitfadens für die 
Entwicklung und Formulierung von Zielen und 
Zielvereinbarungen, der den Ressorts zu Schu-
lungszwecken zur Verfügung gestellt wird. 

- Mitarbeiterbefragungen zu den Möglichkeiten ei-
ner Verbesserung der organisatorischen und in-
haltlichen Gestaltung der Arbeit. 

(4) Förderung einer an  den Zukunftsaufgaben der 
Verwaltung orientierten Personalentwicklung, 
insbesondere durch stärkere Verdeutlichung 
der Voraussetzungen für die Übernahme von 
Führungsfunktionen, durch die Intensivierung 
der Fortbildung, durch engere Verknüpfung von 
Fortbildungs- und Verwendungsplanung sowie 
durch die Belohnung von Leistung sowie 
kreativem und kostenorientiertem Verhalten; 

- Erarbeitung eines Personalentwicklungskonzepts 
für jeden Personalkörper der Bundesverwaltung 
unter Beteiligung der Beschäftigten und der Perso-
nalvertretungen. 

- Die Fortbildung der Beschäftigten erhält einen 
deutlich höheren Stellenwert. Künftig ist rd. 1 % 
der Arbeitszeit in jeder Behörde für Fortbildungs-
maßnahmen einzuplanen. 

(5) Zusammenführung von Fach- und Ressourcen-
verantwortung, Abbau von Hierarchiestufen, 
Vergrößerung der Leitungsspannen sowie 
Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft zur 
Erleichterung zielorientierten und wirtschaft-
lichen Handelns; 

- Prüfung von Möglichkeiten und Entwicklung von 
Modellen für die Flexibilisierung von Hierar-
chieebenen. 

(6) Entwicklung und Verbesserung von Informa-
tionssystemen, aus denen laufend die für ziel-
orientiertes und wirtschaftliches Verwaltungs-
handeln erforderlichen Anhaltspunkte und Maß-
größen gewonnen werden können (Controlling, 
Kosten-/Leistungsrechnung); 

- Auswahl konkreter Verwaltungsbereiche, in de-
nen die Einführung einer Kosten-/Leistungsrech-
nung zu wirtschaftlicherem Verhalten der Verwal-
tungen beitragen könnte; Einleitung von Maßnah-
men zur Umsetzung der im Handbuch für eine 
standardisierte KLR geschriebenen Grundsätze. 

- Prüfung, in welchen Bereichen durch Entwick-
lung standardisierter Kennzahlensysteme res-
sortinterne und ressortübergreifende Effizienzver-
gleiche (Benchmarking) ermöglicht werden könn-
ten. 
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(7) Konsequente Vereinfachung oder Beseitigung 
verwaltungsaufwendiger Regelungen und 
Arbeitsabläufe; 

- Maßnahmen zur Reduzierung von Verwaltungs-
vorschriften, Entwicklung eines gestuften Verfah-
rens. 

(8) Schaffung von Rahmenbedingungen, die ziel-
orientiertes und wirtschaftliches Verwaltungs-
handeln fördern; 

Die flächendeckende Nutzbarkeit der E-mail-Ver-
bindung im Bundesbehördennetz wird beschleu-
nigt gewährleistet. Parallel hierzu ist das Faxen zu 
reduzieren. 

Möglichkeiten des IVBB sind zusätzlich für obere 
Bundesbehörden zu öffnen. 

- Bei der Beschaffung von Software wird grundsätz-
lich ressortübergreifenden Lösungen und han-
delsüblicher Standardsoftware der Vorzug gege-
ben. 

Verstärkte Nutzung der Internet /Intranet-Tech

-

nologie zur Verbesserung der ressortinternen und 
ressortübergreifenden Information und Kommuni-
kation. 

- Bereitstellung und laufende Aktualisierung inter-
ner Regelwerke, Geschäftsordnungen, Geschäfts-
verteilungspläne, Adressverzeichnisse u. ä. Doku-
mente über das ressortinterne IT-Netz. 

Anpassung der Geschäftsordnungen der Ministe-
rien an die sich aus der raschen Entwicklung im 
IT-Bereich ergebenden Änderungen der Ge-
schäftsabläufe. 

- Novellierung der GGO insgesamt. 

(9) Verbesserung der ressortinternen und ressort-
übergreifenden Koordinierung zur Vermeidung 
von Inkompatibilitäten, Doppelarbeit und Rei-
bungsverlusten; 

- Einrichtung von Innenrevisionen/Innenprüfungen 
mit der Daueraufgabe, System- und Einzelfallprü-
fungen mit dem Ziel der weiteren Steigerung von 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit durchzuführen. 

Zur Erleichterung einer am Ressourcenverbrauch 
orientierten Aufgabenkritik und Prioritätenset-
zung soll zu bestimmten Schriftstücken eine be-
hördeninterne Schätzaussage über die erforderli-
che Arbeitszeit erfolgen. 

(10) Laufende Prüfung, welche Bereiche bisheriger 
Verwaltungsaktivität ohne Einschränkung der 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit privatisiert 
werden können. 

Umsetzung der Ergebnisse der Pilotprojekte zu 
den Servicebereichen für alle Ministerien. 

Untersuchung, inwieweit die Erkenntnisse aus 
den Pilotprojekten zu den Servicebereichen auch 
auf Behörden des Geschäftsbereichs zu übertra-
gen sind. 

II. Anforderungen an den Bericht 1998 

Eines der wesentlichen Elemente des Aktionspro-
gramms zur weiteren Steigerung von Effektivität und 
Wirtschaftlichkeit der Bundesverwaltung ist eine ver-
gleichende Darstellung der Leistungen hinsichtlich 
der Verwaltungsmodernisierung. Diesem Zweck 
dient die im zweiten Teil (B) dargestellte Bilanz. Um 
hier zu einer umfassenden Übersicht für die gesamte 
Bundesverwaltung zu gelangen, hat sich der Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation verpflich-
tet, in seinem Bericht für 1998 auch die nachgeordne-
ten Bereiche der Bundesressorts darzustellen. Auf 
diese Weise soll erstmalig eine vergleichende Ge-
samtschau der Verwaltungsmodernisierung des Bun-
des erreicht werden. 

Der zweite Bericht zur Umsetzung des Aktionspro-
gramms soll darüber hinaus auch erste Ergebnisse 
zu dem Maßnahmenkatalog enthalten. Die Projek-
tierung verschiedener Bereiche hat bereits begon-
nen. Außerdem wird der Bericht ergänzt werden um 
die Darstellung des BMJ über den Stand der Umset-
zung zur Justizentlastung, wie es sich aus dem ent-
sprechenden Beschluß des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" ergibt. 

Der Zweite Bericht soll im Sommer 1998 vorgelegt 
werden. 
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Anhang 

Ausgewählte Modernisierungsprojekte aus der Bundesverwaltung 

Die im folgenden dargestellten und explizit aus-
gewählten Beispiele zeigen in einer Kurzfassung ei-
nen kleinen Ausschnitt aus einer Vielzahl verschie-
dener und sehr unterschiedlicher Modernisierungs-
projekte des Bundes. Sie wurden unter dem Aspekt 
einer besonderen Vorbildhaftigkeit, Vervielfältigungs-
fähigkeit und Bedeutsamkeit ausgewählt. Beispiel-
haft dokumentieren sie, welchen hohen Stellenwert 
die Bundesregierung der Verwaltungsmodernisie-
rung beimißt. Daneben hat sie zahlreiche weitere 
Modernisierungsvorhaben in Angriff genommen, um 
den Herausforderungen zur Sicherung und zum Aus-
bau des Standorts Deutschland Rechnung zu tragen. 

1. Organisationsuntersuchung des Bundes-
ministeriums für Verkehr (BMV), ausgenommen 
die mit Angelegenheiten der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung befaßten Organisations-
einheiten (OrgU BMV) 

a) Anlaß und Gegenstand der Untersuchung 

Angesichts der Grenzen der Finanzierbarkeit besteht 
auf der Ebene des Bundes der Zwang, staatliche Auf-
gaben zu begrenzen, die Struktur der öffentlichen 
Verwaltung zu straffen und gleichzeitig die Lei-
stungsfähigkeit zu steigern. Dem folgend wurde der 
schon frühzeitig, im Oktober 1995, begonnene Orga-
nisationsentwicklungsprozeß durch eine Organisa-
tionsuntersuchung des BMV fortgesetzt. Untersu-
chungsziele waren: 

(1) Aufgabenkritik, insbesondere Wegfall oder Dele-
gation aller nichtministeriellen Aufgaben, 

(2) Straffung der Aufbauorganisation unter Berück-
sichtigung der Festlegungen für die Aufteilung 
auf die Dienstsitze Berlin und Bonn, 

(3) Optimierung der Geschäftsprozesse, insbeson-
dere unter Nutzung der Informationstechnik, 

(4) Reduzierung des Personal- und Stellenbedarfs 
(Personalbemessung), 

(5) Entwicklung einer Ziel- und Programmstruktur 
und Einführung moderner Führungs- und Steue-
rungsinstrumente. 

b) Inhalte und Ergebnisse dieser Untersuchung 

Für die Untersuchungsfelder 1 bis 4 wurde jeweils 
der Ist-Zustand erfaßt, dargestellt und bewe rtet. Zu 
Punkt 5 wurde eine Ziel- und Programmstruktur für 
das BMV insgesamt und als Leitlinie für die Aufga-
benerfüllung der Abteilungen und Referate sowie als 
Instrument zur Steuerung der Organisationseinhei-
ten im BMV, des nachgeordneten Bereichs, der Auf-

tragsverwaltung und der Bundesbeteiligungen ent-
wickelt. 

Nach knapp 8monatiger Tätigkeit liegt nun der Ab-
schlußbericht mit Vorschlägen, einem Soll-Konzept 
sowie einer Umsetzungsstrategie vor. Der erste Teil 
zur Reform des BMV ist damit beendet. Das vorge-
legte Gutachten wird zur Zeit im Hause BMV ausge-
wertet und mit entsprechenden Vorschlägen voraus-
sichtlich im Februar 1998 dem Minister zur Entschei-
dung vorgelegt. 

2. Organisationsuntersuchung der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung (WSV), einschließlich der 
im BMV mit WSV-Angelegenheiten befaßten 
Organisationseinheiten 

a) Anlaß und Gegenstand der Untersuchung 

Die Vorgaben der Bundesregierung zur gesetzlich 
vorgeschriebenen Stelleneinsparung sowie der 
Zwang, auf Bundesebene staatliche Aufgaben zu be-
grenzen, die Struktur der öffentlichen Verwaltung zu 
straffen und die Leistungsfähigkeit gleichzeitig zu 
steigern, waren der Anlaß, die Aufbau- und Ablauf-
organisation der WSV des Bundes zu überprüfen. 
Untersuchungsgegenstand war die gesamte WSV 
einschließlich der 3 Oberbehörden Bundesanstalt für 
Gewässerkunde (BfG), Bundesanstalt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie (BSH) und Bundesanstalt für 
Wasserbau (BAW) sowie Teile des BMV. 

b) Inhalte und Ergebnisse dieser Untersuchung 

Unter Hinzuziehung eines externen Unternehmens-
beraters wurden insbesondere die wirtschaftliche 
Aufgabenerledigung, die Ablauf- und Aufbauorgani-
sation, die Stellenbewirtschaftung, die Personalent-
wicklung sowie Instrumente der Steuerung und Auf-
gabenbewältigung untersucht. 

Wesentliche Ergebnisse der Untersuchung waren 
Vorschläge zur Delegation operativer Aufgaben 
möglichst auf die unterste Verwaltungsebene (Orts-
behörden), zur dezentralen Ressourcenverantwor-
tung, zur Einführung eines Controllings, zum Abbau 
bzw. zur Neudefinition von Verwaltungsvorschriften, 
zum Aufbau eines Personalmanagements und zur 
Korrektur der inneren Aufbauorganisation der ein-
zelnen Behörden. Mit diesen Maßnahmen soll die 
WSV künftig leistungsfähiger, kostenbewußter, über-
sichtlicher und damit bürgernah und kundenfreund-
lich gestaltet und zugleich sollen ca. 12 % Personal-
einsparung im Bürobereich erreicht werden. Die Lei-
tung des BMV hat die Umsetzung der Reform im 
September 1997 entschieden. 
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Als erstes werden zum 1. Februar 1998 

• im BMV selbst 2 Abteilungen neu strukturiert und 
in diesem Zusammenhang eine Unterabteilung 
und insgesamt 11 Referate aufgelöst, 

• der innere Aufbau der Wasser- und Schiffahrtsdi-
rektionen neu geordnet (Reduzierung der Dezer-
nate um jeweils 50 %). 

Schrittweise werden im Verlaufe der Jahre 1998 und 
1999 in einem ersten Schritt (innere Reform) die 
weiteren Umsetzungsmaßnahmen mit folgenden 
Schwerpunkten erfolgen: 

• Die 6 Wasserstraßen-Maschinenämter (WMÄ) 
werden aufgelöst; die operativen Aufgaben der 
WMÄ auf die Wasser- und Schiffahrtsämter verla-
gert. 

• Die fachlich übergreifenden Aufgaben in der Re-
gion werden gebündelt und die gutachterlichen 
Angelegenheiten (Entwicklung und Forschung) in 
der BAW und der BfG zusammengefaßt. 

• Die gesamte Vorschriftenstruktur wird verbessert. 

• Neue Führungs- und Steuerungsinstrumente wer-
den entwickelt und ein Personalentwicklungskon-
zept eingeführt. 

Mit der Vorbereitung eines zweiten Schrittes (äußere 
Reform) zu Anzahl und Standortfragen von Behörden 
wird voraussichtlich 1999 begonnen. 

3. Straffung der Bundesabteilungen 
der Oberfinanzdirektionen 

a) Kabinettsbeschluß vom 7. Februar 1996 

Mit dem Kabinettsbeschluß vom 7. Februar 1996 ver-
folgt die Bundesregierung das Ziel, alle Aufgaben 
des Bundes zu überprüfen, die Behörden zu straffen 
und den Personalbestand mittelfristig zu verringern. 
Hierzu wurde auf Ortsebene bereits ein entscheiden-
der Beitrag zur Kostenreduzierung und zur Steige-
rung der Wirtschaftlichkeit der Bundesfinanzverwal-
tung geleistet. Seit 1990 wurde die Zahl der örtlichen 
Behörden der Zoll- und Bundesvermögensverwal-
tung um rd. 300 reduziert. Aus der Straffung der 
Ortsinstanz sind nunmehr die notwendigen Konse-
quenzen für eine darauf aufbauende Neuorganisati-
on der Mittelinstanz, d.h. der Oberfinanzdirektionen, 
zu ziehen. 

b) Auftrag an die Bundesfinanzverwaltung 

- Zusammenlegung von Oberfinanzdirektionen: 

Nach dem genannten Kabinettsbeschluß soll die Zahl 
der Oberfinanzdirektionen in Abstimmung mit den 
Ländern verringert werden, und zwar mit dem Ziel, 
kleinere Oberfinanzdirektionen auch über Länder-
grenzen hinweg mit Nachbaroberfinanzdirektionen 
zusammenzulegen und bei größeren Ländern grund-
sätzlich nur eine Oberfinanzdirektion vorzusehen. 
Damit einhergehend soll die Kassenorganisation des 
Bundes gestrafft werden. 

Nach den Erörterungen mit den Ländern zur Zusam

-

menlegung von Oberfinanzdirektionen in 1996 ist le

-

diglich mit dem Land Baden-Württemberg der Kon-
sens erzielt worden, die Oberfinanzdirektionen Frei-
burg und Karlsruhe zusammenzulegen. Diese Lö-
sung ist Teil weitergehender Straffungsbemühungen 
des Bundes in Baden-Württemberg. Mit den übrigen 
Bundesländern ist das nach dem Finanzverwaltungs-
gesetz notwendige Einvernehmen zur Zusammenle-
gung von Oberfinanzdirektionen nicht erreicht wor-
den. 

- Zusammenlegung von Bundesabteilungen: 

Die Straffungsbemühungen des Bundes müssen sich 
nunmehr auf die Neuorganisation der Bundesabtei-
lungen bei den Oberfinanzdirektionen beschränken. 
Dort  waren 1996 rd. 8 700 Mitarbeiter und Bedien-
stete in 37 Abteilungen an 21 Standorten beschäftigt. 
Damit setzt der Bund die von ihm in den Vorjahren 
auf der Ortsebene der Bundesfinanzverwaltung 
(Zoll- und Bundesvermögensverwaltung) eingeleite-
ten bzw. umgesetzten Straffungsmaßnahmen konse-
quent fort . 

- Ziel: 

• Die Reduzierung der nicht mit Fachaufgaben be-
trauten Verwaltungsbürokratie, d.h. die Beschäfti-
gung der Verwaltung mit sich selbst, wird auf das 
absolut notwendige Maß zurückgeführt. 

• Eine deutliche Verschlankung der Hierarchie wird 
zu rationelleren Verwaltungsabläufen und zu bes-
serer Betreuung der nachgeordneten Dienststellen 
führen. 

• Die notwendigen Stelleneinsparungen werden 
dort  realisiert, wo es ohne Gefährdung der Aufga-
benerledigung noch möglich scheint. Die Präsenz 
für die Bürger und Wirtschaft wird erhalten, in 
Teilbereichen noch gestärkt. 

c) Vorschlag des Bundesministeriums der Finanzen 
(BMF) (8/8/8-Modell) 

Das BMF hat einen Vorschlag erarbeitet, der eine 
sachlich angemessene und nachvollziehbare Verrin-
gerung der 21 Zoll- und Verbrauchssteuerabteilun-
gen und 16 Bundesvermögensabteilungen auf je-
weils 8 Bundesabteilungen für jede Fachrichtung 
vorsieht, die 8 Oberfinanzdirektionen z. T. länder-
übergreifend zugeordnet werden sollen (8/8/8-Mo-
dell) . 

Für die großen Flächenländer Baden-Württemberg, 
Bayern  und Nordrhein-Westfalen sind jeweils nur 
noch eine Zoll- und Verbrauchssteuerabteilung und 
eine Bundesvermögensabteilung vorgesehen. Bei 
den übrigen Bundesländern sollen länderübergrei-
fende Bezirke eingerichtet werden. Im einzelnen 
wird auf das anliegende Straffungskonzept verwie-
sen. Derzeit wird unter Gesamtabwägung der Argu-
mente, die im Rahmen des zwischenzeitlich beende-
ten Anhörungsverfahrens vorgetragen wurden, die 
abschließende Entscheidung vorbereitet. 

Der Vorschlag des BMF berücksichtigt insbesondere 
die wegen der zunehmenden Komplexität der Auf-
gabenerledigung sowie fortschreitenden Verrechtli-
chung der Arbeitsabläufe notwendige Stärkung der 
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Ortsebene. Die organisatorischen und personalwirt-
schaftlichen Maßnahmen werden über die Zeit-
schiene durch vorübergehende Beibehaltung von 
Außenstellen an den bisherigen Standorten abgefe-
dert werden. Unzumutbare Härten sind unter Be-
rücksichtigung sozialer Kriterien zu vermeiden. 

d) Stand des Verfahrens 

Sobald die politische Entscheidung gefallen ist, wird 
zur Umsetzung der Maßnahmen eine Rechtsverord-
nung des BMF nach § 8 Abs. 3 Finanzverwaltungs-
gesetz ergehen. Hierfür bedarf es nicht des Einver-
nehmens mit den Ländern, ausreichend ist vielmehr 
das Benehmen, das durch das Anhörungsverfahren 
hergestellt ist. Die Auflösung der jeweiligen Bundes-
abteilungen erfolgt durch Organisationserlaß des 
BMF. Nach derzeitiger Planung werden an den auf-
zugebenden Standorten vorübergehend (ca. 3 bis 5 
Jahre) Außenstellen beibehalten, die es auch erlau-
ben werden, die Straffung sozialverträglich auf der 
Zeitschiene umzusetzen. Die Rahmenbedingungen 
und entsprechende Feinkonzepte sollen unter Betei-
ligung von Personalvertretungen, Frauenbeauftrag-
ten, Schwerbehindertenvertretungen sowie der 
Oberfinanzdirektionen erarbeitet werden. Dabei sol-
len auch Abschichtungspotentiale von den Bundes-
abteilungen auf die Ortsebene erschlossen werden. 

4. Neuorientierung und Restrukturierung der 
Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung (BAM) 

a) Gegenstand 

Auf der Grundlage externer Begutachtung und mit 
Unterstützung durch eine dem Kuratorium der BAM 
nahestehende Expertengruppe aus Wi rtschaft, For-
schung und Technologie wurde 1994 ein umfassen-
der Reorganisationsprozeß der BAM in Gang gesetzt, 
der nunmehr im wesentlichen abgeschlossen ist. Ziel 
war eine Neuorientierung und Restrukturierung un-
ter Effizienz- und Privatisierungsgesichtspunkten. 

b) Wesentliche Inhalte und Ergebnisse 
dieses Prozesses 

- Formulierung des Leitbildes „Sicherheit und Zu-
verlässigkeit in Materialtechnik und Chemie", das 
Maßstab für die Rückführung der BAM auf ihre 
Kernaufgaben und die Übernahme künftiger Auf-
gaben ist. Dementsprechend werden Aufgaben, 
die Private wahrnehmen können, wie beispiels-
weise Routineprüfungen, durch die BAM nicht 
mehr erledigt. 

- Einführung einer Projektorganisation für sämtliche 
zu erledigende Fachaufgaben, die einen flexible-
ren und effizienteren Personaleinsatz unterstützt. 

- Verbesserung des internen Controllings im Rah-
men der Projektorganisation und durch Einfüh-
rung einer Kostenstellen- und -trägerrechnung so-
wie des externen Controllings durch personelle 
Straffung und Neubestimmung der Aufgaben des 
Kuratoriums im Sinne einer strategisch-beraten-
den Institution. 

- Reduzierung der Abteilungen von 10 auf 9, Redu-
zierung der Zahl der Laboratorien mit dem Ziel ei-
ner Halbierung und damit verbunden die Einspa-
rung von rd. 122 Stellen. 

- Die darüber hinaus im zweiten Schritt vorgenom-
mene Straffung der Aufbau- und Ablauforganisa-
tion der Zentralabteilung der BAM führte schritt-
weise zu Einsparung von weiteren 40 Stellen so-
wie dem Wegfall einer Hierarchiestufe verbunden 
mit einer Stärkung der Verantwortung der einzel-
nen Mitarbeiter. 

5. Zusammenlegung der Bundesanstalt für 
Ernährung und Forstwirtschaft (BEF) mit der 
Bundesanstalt für landwirtschaftliche 
Marktordnung (BALM), beide in Frankfurt 

a) Anlaß und Gegenstand 

Durch Reformen der EG-Agrarpolitik fachliche An-
näherung der Aufgabenstruktur bei den Marktord-
nungseinrichtungen des Bundesministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (BML). Verwal-
tungsorganisatorisches Typikum: 

- Verschmelzung des BEF als unselbständige An-
stalt des öffentlichen Rechts mit Teilrechtsfähig-
keit als Bundesoberbehörde und Dienstherrnfä-
higkeit mit der BALM als selbständige und damit 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts ohne 
Dienstherrnfähigkeit. 

- Schaffung einheitlicher Strukturen als selbständi-
ge Anstalt des öffentlichen Rechts mit Dienst-
herrnfähigkeit. 

b) Rationalisierungseffekte der Zusammenlegung 

aa) Aufbauorganisatorisch: 

- Reduzierung der Leitungsebenen von 5 Funk-
tionen auf 2, 

- Reduzierung der Abteilungen von 11 auf 5, 

- Reduzierung der Referate von 50 auf 42. 

bb) Stellenstrukturell: 

- Rückführung der Stellen für die Leitungsebene 
von 5 auf 2, 

- Rückführung der Stellen auf Abteilungsleiter

-

ebene von 11 auf 4, 

- Rückführung von Stellen unterhalb der Füh-
rungsebene: Stelleneinsparung von 48,4 Stel-
len, 

- Umwandlung von 24 höherwertigeren Stellen 
in niederwertigere Stellen/Planstellen. 

Nach erfolgter Konsolidierung der Aufgabenwahr-
nehmung in der neuen Einrichtung wird derzeit eine 
Organisationsuntersuchung durch eine externe Bera-
tungsgesellschaft mit dem Ziel durchgeführt, weitere 
Synergieeffekte zu erkennen und das in der Fusion 
liegende Effizienzsteigerungspotential voll zu nut-
zen. 
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6. Territoriale Wehrverwaltung 

a) Durch Auflösung, Zusammenlegung und Straf-
fung von Behörden und Dienststellen in der Ter ri

-torialen Wehrverwaltung und im Geschäftsbereich 
des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaf-
fung (BWB) wird die Anzahl der selbständigen 
Dienststellen von rd. 440 in 1990 auf rd. 270 im 
Jahr 2000 reduziert und rd. 27 900 Dienstposten 
eingespart. Die Strukturen der Ober- und Mittel-
behörden werden schlanker (z. B. Wegfall von 
Hierarchieebenen). Diese Reorganisation ist be-
reits weit fortgeschritten. 

b) In der Territorialen Wehrverwaltung werden ins-
gesamt rd. 22 000 Dienstposten eingespart. Wesent-
liche Strukturmaßnahmen: 

- Bundesamt für Wehrverwaltung (BAWV) 

Schwerpunkte der Reorganisation des BAWV 
sind: 

• Strukturmaßnahmen zur Übernahme von 
Aufgaben aus dem Ministerium (z. B. des 
Wehrersatzwesens), 

• Ausgliederung der bisherigen Teilzustän-
digkeit für die Bedarfsdeckung von Informa-
tionstechnik (Fachinformationssysteme) und 
die Konzentration aller einschlägigen Be-
darfsdeckungsausgaben im BWB. Effizienz-
steigerung durch Zusammenführung der Be-
darfsdeckung für Führungsinformationssy-
steme und Fachinformationssysteme. 

- Wehrbereichsverwaltungen 

Die Straffung der organisatorischen Strukturen 
der Wehrbereichsverwaltungen wurde bisher 
erreicht durch: 

• Einlinige Organisation der Abteilungen 
(Wegfall der Dezernatsgruppen - verbunden 
mit der Reduzierung der Dezernate und 
Dienstposten - führt zu schlankeren Füh-
rungs- und Entscheidungsprozessen). 

• Schließung der 9 Außenstellen der Wehr-
bereichsverwaltungen, Integration der Auf-
gaben in die Abteilungen V (Wehrersatz-
wesen). 

• Auflösung der in den Hauptstädten der 
5 neuen Bundesländer zunächst eingerich-
teten Landesstellen der Wehrbereichsver-
waltung VII. 

Weitere Schwerpunktmaßnahme ist die einge-
leitete Eingliederung der Wehrbereichsgebühr-
nisämter in die Abteilungen III der Wehrbe-
reichsverwaltungen. Dies führt insbesondere zu 
Einsparungen im Bereich der Leitungs-, Zen-
tral- und Unterstützungsaufgaben. 

- Kreiswehrersatzämter 

Die Zahl der Kreiswehrersatzämter wurde von 
ursprünglich 123 auf 83 bis zum Jahr 1997 ver-
ringert. 

- Rechenzentren 

Im Zusammenhang mit der bereits angeführten 
Zusammenfassung der Bedarfsdeckungsauf

-

gaben für Informationstechnik (IT) wurden die 
Rechenzentren der Bundeswehr (RzBw) in das 
BWB eingegliedert. Die damit verbundene Zu-
sammenführung von Dienst- und Fachaufsicht 
vermindert Führungsaufwand und Reibungs-
verluste. 

Die Konzentration auf weniger Standorte und 
Rationalisierung durch Einsatz von moderner 
IT ermöglicht die Reduzierung von ursprüng-
lich 18 auf nur noch 6 Rechenzentren im Jahr 
2000. Der erste Reduzierungsschritt auf 10 Re-
chenzentren ist vollzogen. Rund 300 Dienst-
posten werden mindestens eingespart werden. 

- Standortverwaltungen 

Von den 203 ursprünglich bestehenden Stand-
ortverwaltungen werden 80 schrittweise bis 
zum Jahr 2000 aufgelöst. 

- Bundeswehrfachschulen 

Die ursprünglich 30 Bundeswehrfachschulen 
werden bis zum Jahr 2000 auf 21 verringert 
(Aufgabenkonzentration). 

7. Nachgeordneter Rüstungsbereich 

a) Als Konsequenz aus der Delegation von Rüstungs-
aufgaben aus dem Ministerium sind die Zustän-
digkeiten zwischen der Hauptabteilung Rüstung 
im Bundesministerium der Verteidigung (BMVg), 
dem BWB und den zum Geschäftsbereich des 
BWB gehörenden wehrtechnischen und wehr-
wissenschaftlichen Dienststellen neu verteilt wor-
den. 

Das BWB wird als Managementzentrale für die 
Durchführung von Rüstungsvorhaben verantwort-
lich. Dort  übernehmen Vorhabenmanager die Ge-
samtverantwortung für die Realisierung der Rü-
stungsvorhaben im nachgeordneten Bereich. Von 
den wehrtechnischen und wehrwissenschaftlichen 
Dienststellen werden neben den reduzierten Er-
probungsaufgaben nunmehr auch technische 
Fachaufgaben sowie Aufgaben aus dem Bereich 
Forschung und Zukunftstechnologie wahrgenom-
men. 

Die Reorganisation wird schrittweise realisiert. 
Wesentliche Maßnahmen: 

• Straffung der inneren Organisationsstruktur 
des BWB seit 1991 durch Auflösung des Pro-
jektbereichs, Zusammenlegung der Abteilun-
gen Waffen- und Munitionstechnik und Flug-
körpertechnik zur Abteilung Waffen- und Flug-
körpersysteme (Reduzierung um 2 Unterabtei-
lungen), Rückführung der Abteilung Gütesiche-
rung und -prüfung auf den Umfang einer 
Unterabteilung. Weitere Konzentration ist be-
absichtigt. 

• Verringerung von 7 wehrtechnischen und 3 wehr-
wissenschaftlichen Dienststellen (Wegfall einer 
Hierarchieebene sowie Zusammenfassung von 
Gruppen und Dezernaten). 
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• Auflösung der Dienststelle des Leiters des Mu-
sterprüfungswesens für Luftfahrtgerät der Bun-
deswehr in München und der Beschaffungs-
stellen der Bundeswehr. 

b) Durch die Reorganisationsmaßnahmen wurden 
im BWB-Bereich der Dienstpostenbestand von 
rd. 18 700 Dienstposten Ende 1991 um rd. 4 400 
Dienstposten auf heute rd. 14 260 Dienstposten re-
duziert. Bis 2000 wird der Dienstpostenumfang auf 
rd. 12 800 zurückgeführt werden (ohne Berück-
sichtigung des durch die Übernahme der IT-Be-
darfsdeckungsaufgaben aus dem BAWV und der 
Integration der RzBw notwendigen Aufwuchses 
um rd. 1200 Dienstposten). 

8. Zusammenlegung von Bundesbaudirektion 
(BBD) und Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung (BfLR) 

a) Anlaß und Gegenstand 

Gemäß Kabinettsbeschluß vom 7. Februar 1996 hat 
das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau (BMBau) die gesetzlichen und tat-
sächlichen Voraussetzungen geschaffen, damit mit 
Wirkung vom 1. Januar 1998 die BBD und die BfLR 
zu einer einzigen Behörde, dem Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR), zusammengelegt 
werden. 

b) Wesentliche Inhalte und Ergebnisse 

Mit der Behördenzusammenlegung ist eine Neuaus-
richtung und Straffung der Aufgaben sowie der Be-
hördenstruktur verbunden: 

- Bauaufgaben des Bundes werden auf unverzicht-
bare Bauherrnaufgaben, Forschungsaufgaben mit 
striktem Anwendungsbezug konzentriert. 

- Nichtministerielle Aufgaben der Forschungsver-
waltung sowie ausgewählte Standardisierungsauf-
gaben im Bauwesen und Analysetätigkeiten im 
Wohnungswesen werden aus dem Ministerium in 
das Bundesamt verlagert. 

- Die Behördenorganisation wird durch Zusammen-
legung von bisher 55 auf künftig 40 Referate ge-
strafft. 

- Der Personalkörper wird im Zuge des Freiwerdens 
von Stellen auf im wesentlichen den Stand vor der 
deutschen Einigung zurückgeführt, um insgesamt 
rd. 17 %. 

- Die neue Behörde wird zur weiteren Steigerung 
der Effizienz und Wirtschaftlichkeit neue Steue-
rungsinstrumente einführen (Projektcontrolling, 
Kosten-/Leistungsrechnung, Zielvereinbarungen). 

- Der Bundeshaushalt wird im Finanzplanungszeit-
raum um rd. 5 Mio. DM, danach weiter jährlich um 
rd. 4,6 Mio. DM entlastet. 

- Weitere Synergieeffekte werden erwartet, wenn 
nach räumlicher Zusammenlegung (das BBR ist als 
sog. „Tauschbehörde" des BMBau vom Bonn-Ber-
lin-Umzug mitbetroffen) die eingeleiteten Moder-
nisierungsmaßnahmen voll greifen. 

9. Neuorientierung des Robert  Koch-Instituts (RKI) - 
Bundesinstitut für Infektionskrankheiten und 
nicht übertragbare Krankheiten 

a) Der mit der Neuordnung des ehemaligen Bundes-
gesundheitsamtes im Juli 1994 begonnene Konso-
lidierungsprozeß wurde auf der Grundlage der Be-
gutachtung des Wissenschaftsrates und mit Hilfe 
externer Unterstützung durch ein Beratungsunter-
nehmen fortgeführt. 

Bei dieser Analyse soll die wissenschaftliche Lei-
stungsfähigkeit unter Berücksichtigung der Dop-
pelfunktion als Behörde und Wissenschaftseinrich-
tung bewertet werden. Ziel ist, modellhaft darzu-
stellen, worauf es bei der Bewertung der wissen-
schaftlichen Leistungsfähigkeit von Einrichtungen 
der Ressortforschung ankommt. Zudem sind die 
Aufgaben der Verwaltung unter dem Gesichts-
punkt der Effizienzsteigerung und der Verbesse-
rung von Serviceleistungen für wissenschaftlich 
orientierte Einrichtungen zu definieren. 

b) Der Wissenschaftsrat hat inzwischen ein umfas-
sendes Gutachten zur Optimierung der wissen-
schaftlichen Leistungsfähigkeit des RKI vorgelegt. 
Die Vorschläge werden gegenwärtig geprüft, die 
abschließende Realisierungsentscheidung wird 
vorbereitet. Zusammengefaßt schlägt der Wissen-
schaftsrat vor, 

• die Struktur des RKI zu straffen und das vor-
handene wissenschaftliche Know-how gesund-
heitspolitisch zielgerichtet zu konzentrieren, 

• verstärkt zeitlich bef ristet beschäftigte Wissen-
schaftler zu gewinnen und stärker in Koopera-
tion mit anderen wissenschaftlichen Einrichtun-
gen zu treten, 

• Möglichkeiten einer Verbesserung der Besol-
dungs-/Vergütungsstruktur für die leitenden 
wissenschaftlichen Mitarbeiter des RKI zu fin-
den, 

• einen wissenschaftlichen Beirat einzurichten. 

Neben der Evaluation der wissenschaftlich ausge-
richteten Aufgabenbereiche wurde para llel eine 
Untersuchung der Verwaltungsbereiche durchge-
führt. Das Abschlußgutachten wird in Kürze vor-
liegen. Ziele der Organisationsuntersuchung sol-
len sein (zusammengefaßt): 

• Optimierung der Aufbau- und Ablauf organisa-
tion in den Verwaltungsbereichen, 

• Optimierung der Aufgabenverteilung im Hin-
blick auf den Ort der Aufgabenwahrnehmun-
gen (zentral/dezentral), 

• Verbesserung des Personalstelleneinsatzes 

• Unterstützung der Leitung des RKI durch ge-
eignetes Stabsstellenmodell. 

10. Qualitätsmanagement im 
Bundesverwaltungsamt (BVA) 

Die produktive Leistung der Verwaltung wird durch 
ein Qualitätsmanagement erheblich gesteigert. Qua-
litätsmanagement ist eine umfassende Führungsstra-
tegie, die mit dem Ziel eingesetzt wird, die Wirt- 
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schaftlichkeit und Produktivität, die Effektivität und 
die Bürgernähe der Verwaltung zu steigern. 

Qualitätsmanagement erhält seine Impulse und Dy-
namik aus dem sinnvollen und vernetzten Zusam-
menwirken der einzelnen Qualitätselemente. Dies 
sind: 

• Organisationsverbesserung (Aufgabenkritik, Reor

-

ganisation der Ablauf- und Aufbauorganisation) 

• Führungsgrundsätze 

• Personalmanagement 

• fachlich-sachlicher Entscheidungsvorgang 

• prozeßorientierte Vorgangssteuerung/integrierte 
Vorgangsbearbeitung 

• technische Prozesse/Infrastruktur 

Durch den Einsatz des Qualitätsmanagements konn-
ten Effektivität und Wi rtschaftlichkeit in der Abtei-
lung IV des BVA - Verwaltung und Einziehung von 
Darlehen nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz - erheblich gesteigert werden. 

Es wird ein elektronisches Dokumentenmanage-
mentsystem mit Workflow - ein „papierloses Büro" -
entwickelt und im Probebetrieb eingesetzt. Die Be-
rechnungen zeigen, daß sich der Entwicklungsauf-
wand von 5,4 Mio. DM bereits im dritten Jahr nach 
der Einführung amortisiert. Bei den Personal- und 
Sachkosten werden innerhalb von 4 Jahren 9,6 Mio. 
DM eingespart. Der bereits sehr niedrige Verwal-
tungskostenanteil von 2,7 % kann weiter gesenkt 
werden. 

Wichtiger Bestandteil des Qualitätsmanagements ist 
das Controlling, denn Qualität muß definierbar und 
meßbar sein. Ursachen für das Nichterreichen einer 
bestimmten Qualität müssen festgestellt werden. Ein 
Controlling in diesem Sinne und die Kosten- und Lei-
stungsrechnung (KLR) runden das Projekt Qualitäts-
management im BVA ab. Hierzu wird im Bereich 
Controlling ein standardisiertes Berichtswesen ein-
gerichtet. So werden z. B. durch Verknüpfung und 
Auswertung vorhandener Statistiken, durch zentrale 
Auswertung der Posteingänge, durch Auswertung 
von Eingaben und Petitionen, durch eine Mitarbeiter-
oder Bürgerbefragung sowie durch eine KLR Meß-
größen erstellt, mit denen geprüft werden kann, ob 
die definierte Qualität erreicht worden ist. Damit 
wird der ständige Verbesserungsprozeß eingeleitet. 

11. Controlling im Auswärtigen Amt 

a) Anlaß und Gegenstand der Modernisierungs-
maßnahme 

Nach Abschluß einer Studie von Roland Berger & 
Partner über die Einführung eines Control ling-Sy-
stems im Auswärtigen Dienst entschied Bundesmini-
ster Dr. Klaus Kinkel im Juni 1997, das Berger-Kon-
zept in einem 15monatigen Pilotbetrieb zu testen. 
14 Arbeitseinheiten, darunter 3 Auslandsvertretun-
gen, wurden als repräsentativer Querschnitt a ller 
Tätigkeitsbereiche des Auswärtigen Dienstes ausge-
wählt. In einem europaweiten Ausschreibungsver-
fahren erhielt die Stuttgarter Unternehmensberatung 

Horváth & Partner den Zuschlag als Fachberater. Die 
erforderliche Software wird auf Empfehlung von 
Roland Berger & Pa rtner durch die Firma SAP AG 
gestellt. 

Das vorgeschlagene Control ling-System soll die Ein-
führung einer KLR sowie den Aufbau eines Pla-
nungs- und Budgetierungsprozesses beinhalten. Ein 
betriebswirtschaftliches Berichtssystem soll die Füh-
rungskräfte bei diesen Steuerungsaufgaben unter-
stützen. Ziel-, Leistungs- und Kostentransparenz 
sowie engere Zusammenführung von Fach- und Res-
sourcenverantwortung sollen die nachhaltige Steue-
rung der politischen Vorgaben erleichtern und die 
Motivation der Mitarbeiter fördern. 

Die Kompatibilität dieses Controlling-Systems mit 
dem vom BMF entwickelten Modell einer standardi-
sierten KLR in geeigneten Bereichen der Bundesver-
waltung soll bereits in der Pilotphase sichergestellt 
werden. 

b) Inhalte des Prozesses 

Im Oktober 1997 wurde ein dem Staatssekretär des 
Auswärtigen Amts direkt unterstellter Arbeitsstab 
Controlling gebildet, der von einem Lenkungsaus-
schuß unter Vorsitz des Leiters der Zentralabteilung 
gesteuert wird. 

Mit Arbeitsbeginn der Fachberater Mitte Januar soll 
zunächst auf der Grundlage des Controlling-Kon-
zepts von Roland Berger & Partner ein Feinkonzept 
für die KIR entwickelt und das IT-System konfigu-
riert werden. Ab etwa Mai 1998 soll der Testlauf für 
die KLR in den Piloteinheiten beginnen, d. h. Kosten 
und Leistungen sollen erfaßt und ausgewertet wer-
den. Parallel dazu muß das Berichtssystem aufgebaut 
und der Planungs- und Budgetierungsprozeß ange-
stoßen werden. 

Nach 15 Monaten Testlauf wird das Projekt einer Ko-
sten-Nutzen-Analyse unterzogen, die die Grundlage 
für die Entscheidung einer Einführung von Control-
ling im gesamten Auswärtigen Dienst sein wird. 

12. Controlling-Projekt im Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung (BPA) 

a) Das Ziel des Projektes ist die Herstellung von Ko-
stentransparenz hinsichtlich der externen Pro-
dukte, wodurch das Kostenbewußtsein geschärft 
oder erst hergestellt wurde. Daraus wird sich die 
Möglichkeit ergeben, die Verantwortung auf die 
Ebene der Sachkompetenz zu verlagern. Aus der 
Kostentransparenz lassen sich alle weiteren Ziele 
ableiten, wie die Aufdeckung freier Kapazitäten 
und die Optimierung der Aufgabenerfüllung des 
BPA unter den Gesichtspunkten Effizienz-, Effek-
tivitäts- und Qualitätssteigerung. 

Folgerichtig setzte das im Dezember 1995 begon-
nene Pilotprojekt der Bundesregierung seinen 
Schwerpunkt in der Konzeptionierung einer KLR 
und eines darauf aufsetzenden Control ling-Sy-
stems. Es setzt sich aus 3 wesentlichen Bestandtei-
len zusammen: Planung und Kontrolle, die durch 
einen Informationsprozeß miteinander verbunden 
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sind. Während sich die Kontrollfunktion durch die 
KLR abdecken läßt, kann der Informationsprozeß 
nur gelingen, wenn auch ein Planungs- und Ziel-
system hinzukommt. Nur dann wird KLR anderer-
seits ihren angestrebten Zweck erfüllen können. 

b) Bis Juni 1996 wurde von Arthur D. Little (ADL) mit 
der Unterstützung eines kleinen Teams aus dem 
BPA ein Controlling-Konzept einschließlich Soft-
wareempfehlung und Implementierungsplan erar-
beitet. Die Implementierung begann im Septem-
ber 1996. Der Ansatz für die Implementierungsbe-
ratung wurde so gewählt, daß die Mitarbeiter des 
BPA ganz wesentlich selbst die einzelnen Umset-
zungsschritte erarbeiteten und ADL sich in eine 
„Moderatorenrolle" zurückzog, aber rettend ein-
greifen konnte, sobald etwas aus dem „Ruder zu 
laufen" drohte. 

Mit der Standardsoftware von MACH wurde ein 
Produkt beschafft, das - mit kleineren Anpassun-
gen - fast ideal zu dem erarbeiteten Konzept des 
Controlling-Systems und zum BPA insgesamt paßt. 
Auch deswegen ist es gelungen, daß das BPA mitt-
lerweile - verglichen mit anderen obersten Bun-
desbehörden - bei der Erarbeitung und Umset-
zung der KLR und des Controllings am weitesten 
fortgeschritten ist und als erste oberste Bundesbe-
hörde am 1. Januar 1998 in den Wirkbetrieb ge-
gangen ist. 

Ab Januar 1998 arbeitet das BPA nach den Grund-
sätzen der KLR. Das kann sicher nicht das Ende 
der Fortentwicklung des BPA hin zu einer moder-
nen Dienstleistungseinrichtung bedeuten. Ganz 
wesentlich wird sein, wie sich das konzeptionierte 
und z. T. bereits umgesetzte Planungs- und Ziel-
system im BPA etabliert. Spätestens für 1999 muß 
seine Anwendung im gesamten BPA durchgesetzt 
sein. 

c) Abgeleitet von den grundlegenden Aufgaben des 
BPA, wie sie z. B. im Vorwort des Haushaltsplanes 
für das BPA definiert sind, und den Vorgaben des 
Bundeskanzlers, dem das BPA direkt zugeordnet 
ist, werden vom Chef des BPA die operativen stra-
tegischen Ziele vorgegeben und über die Staatsse-
kretär-Lage kommuniziert. Die jewei lige Abtei-
lungsleitung definiert aus diesen Zielen wiederum 
Abteilungsziele für das nächste oder die nächsten 
Jahre, indem sie eine projektorientierte Planung 
zur (weitestgehenden) Erfüllung dieser Ziele auf-
stellt. 

Die Planung beginnt beim Absatz, deswegen 
werden zunächst die Fachabteilungen ihre Pla-
nung entsprechend der Ziele/Schwerpunkte der 
Amtsleitung aufstellen (Abt. II, III, IV und teilweise 
Abt. I). Der produktorientierten Planung der Ab-
teilungen wiederum liegt ebenfalls eine genaue 
Zielsetzung für jedes Produkt und für die dafür er-
forderlichen Prozesse zugrunde. Erst danach wird 
sich die tatsächliche Ressourcenplanung (d. h. 
Sachkosten: aufgeschlüsselt nach Kostenarten und 
Personalkosten als Kapazitätsplanung) anschlie-
ßen. Aus der Planung der Fachabteilungen leitet 
sich die Planung der Abteilung I (insbesondere für 
die Bereiche Film, Messen, Vertrieb) ab, weil sie 
die tatsächliche Durchführung der Planungen aus 

den Fachabteilungen veranlaßt. Erst danach ist es 
der Abteilung Z als Servicebereich möglich, den 
Anforderungen entsprechend ihre Planung aufzu-
stellen. 

d) Ganz wesentlich für die rasche Umsetzung des 
Controllings war der hervorragende und enga-
gierte Einsatz von BPA-Mitarbeitern in Projekt-
gruppen. Durch eine flache Hierarchie, durch 
Übertragung von Verantwortung und durch die 
selbst gewonnene Erkenntnis, an einer als positiv 
angesehenen Veränderung des BPA mitzuwirken, 
konnten kaum für möglich gehaltene Leistungspo-
tentiale bei den Mitarbeitern aufgedeckt werden, 
quasi als vorgezogener „Controlling-Effekt". Na-
türlich gab und gibt es noch viele kleinere und 
auch größere Probleme, sie ließen sich bisher je-
doch immer relativ schnell lösen, so daß aufgrund 
dieser Erfahrungen kein Grund zur Verbreitung 
von Pessimismus besteht. 

13. Verwaltungsgemeinschaften zwischen 
Auslandsvertretungen, die an einem Dienstort 
liegen 

a) Anlaß und Gegenstand 

Das Bundeskabinett hat mit Beschluß vom 7. Februar 
1996 u. a. die vom Bundesminister der Finanzen vor-
geschlagene Maßnahme gebilligt: „Die Auslandsver-
tretungen Deutschlands werden - insbesondere in 
den technischen und Servicebereichen - zusammen-
gefaßt, soweit mehrere Vertretungen in einer Stadt 
vorhanden sind. " 

b) Wesentliche Inhalte und Ergebnisse 

Mehrere Auslandsvertretungen in einer Stadt be-
stehen in Brüssel, New York, Paris, Wien, Genf, Rom 
und Straßburg. Der durch die mehrfache Vertretung 
vor Ort verursachte sächliche, aber auch personelle 
Aufwand war bereits in der Vergangenheit immer 
wieder Anlaß, die Frage möglicher Einsparungen zu 
überprüfen. Diese Überprüfungen führten zu folgen-
den bereits umgesetzten organisatorischen Maßnah-
men: 

- Wien: 	Alle 3 Vertretungen werden in Verwal

-

tungsgemeinschaft geführt. 

- Paris: 	Die UNESCO-Vertretung ist räumlich 
in die bilaterale Botschaft integriert. 
Sie hat keine eigene Verwaltung, son-
dern wird von der Verwaltung der Bot-
schaft Paris mitbetreut. 

- Genf: 	Verwaltungsgemeinschaften aller 3 Ver

-

tretungen; GK ist räumlich in die 
Ständige Vertretung integriert, Abrü-
stungs(CD)-Vertretung ist in bundes-
eigenem Gebäude untergebracht. 

- Rom: 	Verwaltungsgemeinschaften zwischen 
bilateraler und FAO-Vertretung. 

- Straßburg: Zahlstelle des GK wird von der Ständi-
gen Vertretung geführt. GK hat nur 
eine Gebührenannahmestelle. 
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Seit 1. Juli 1997 werden die Vertretungen in Brüssel 
in einer Verwaltungsgemeinschaft unter der Leitung 
der EU-Vertretung geführt. Die Schaffung der Ver-
waltungsgemeinschaft hat bisher zu Einsparungen 
von insgesamt einer Stelle des gehobenen Dienstes, 
3 Stellen des mittleren Dienstes und einer Stelle des 
einfachen Dienstes geführt. 

Ab 1. Juli 1998 werden die 3 Vertretungen in New 
York (UNO, GK, German Information Centre) nach 
Fertigstellung des bundeseigenen Bürogebäudes in 
einer Verwaltungsgemeinschaft geführt. Das für die 
Verwaltungsgemeinschaft erarbeitete Konzept er-
möglicht Personaleinsparungen von 3 Stellen des ge-
hobenen, 4 Stellen des mittleren, 2 Stellen des VST-
sowie bis zu 5 Stellen des einfachen Dienstes. 

14. Einführung einer Kosten- und Leistungs-
rechnung in der Bundesvermögensverwaltung 

a) Die Bundesvermögensverwaltung hat für alle ihre 
unterschiedlichen Fachaufgaben eine KLR ent-
wickelt, die von der 

• Verwaltung und Verwertung bundeseigener 
Liegenschaften einschließlich des Finanzver-
mögens, 

• Betreuung der den ausländischen Streitkräften 
überlassenen Liegenschaften, 

• Wohnungsfürsorge für Bedienstete des Bundes 
einschließlich Erhebung der Fehlbelegungsab-
gabe, 

• Verwertung von Auslandsvermögen bis hin zur 

• Mitwirkung an der Vorbereitung des Regie-
rungsumzugs nach Berlin sowie vielfältiger 
Sonderaufgaben (z. B. Kriegsfolgelasten, Kul-
turgut u. a.) 

reichen. 

Durch die KLR lassen sich nun beispielsweise die 
Kosten für die Verwaltung einer Wohnung ermit-
teln. Der Bund verwaltet weit mehr als 100 000 
eigene Wohnungen. Da diese von der Bundes-
vermögensverwaltung wahrgenommene Aufgabe 
auch von der Privatwirtschaft angeboten wird, 
muß sie sich auch dem Leistungsvergleich mit den 
privaten Anbietern stellen. Um eine Vergleichbar-
keit zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher 
Verwaltung herzustellen, ist das betriebswirt-
schaftliche Control ling-Instrument „Kosten- und 
Leistungsrechnung (KLR) " in der Verwaltung ein-
geführt worden. 

b) Zur Zeit werden die in einer flächendeckenden Er-
hebung von List bis Bad Reichenhall bzw. von Aa-
chen bis Frankfurt/Oder rd. 200 Kennzahlen zu 
insgesamt 60 Produkten ausgewertet, die den 
Grad der Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerledi-
gung durch die Verwaltung darstellen. 

Mit der KLR wurde der Grundstein für die Einfüh-
rung eines Verwaltungscontrollings gelegt. Gleich-
zeitig wird eine Steuerung über Zielvereinbarun-
gen und ein Benchmarking sowohl innerhalb der 
Verwaltung als auch - bei marktgängigen Produk-
ten - mit privaten Anbietern ermöglicht. 

Die Einführung der KLR erfolgte in enger Abstim-
mung mit dem Hauptpersonalrat, der die Interes-
sen der Beschäftigten vertritt und in Übereinstim-
mung mit vielen Beschäftigten, die in der KLR ein 
geeignetes Mittel sehen, die Leistungsfähigkeit 
der Verwaltung unter Beweis zu stellen und so 
Vorurteile gegen den öffentlichen Dienst abzu-
bauen. 

c) Mit der Einführung der KLR sind wesentliche Vor-
aussetzungen für das Ziel der Stärkung der Eigen-
verantwortlichkeit und zunehmenden Annähe-
rung an die unternehmerische Praxis geschaffen. 

Die ersten Erfahrungen nach einem flächendek-
kenden Probelauf in der Wohnungsverwaltung 
der Bundesvermögensverwaltung haben bereits 
den Nachweis erbracht, daß die Verwaltung einen 
Vergleich mit Privaten nicht zu scheuen braucht. 
Diese Feststellungen konnten in dem im Herbst 
1997 durchgeführten KLR-Durchlauf erneut bestä-
tigt werden. 

Zur Kostenoptimierung wesentlich beigetragen 
hat auch die Reorganisation der Bundesvermö-
gensverwaltung. Die Ortsinstanz wurde zum 1. Ja-
nuar 1996 auf 38 Bundesvermögensämter im gan-
zen Bundesgebiet gestrafft; in den alten Bundes-
ländern wurde die Zahl der Bundesvermögensäm-
ter sogar fast halbiert. Durch die dadurch möglich 
gewordene Aufgabenkonzentration konnte die 
Leistungserbringung quantitativ und qualitativ 
verbessert werden. 

15. DPA 2000; Restrukturierung der gesamten 
Arbeits- und Ablauforganisation im Deutschen 
Patentamt (DPA) 

a) Gegenstand 

Die langjährige Nutzung der modernen Informati-
onstechnologie im DPA hat gezeigt, daß sich deren 
Potentiale effektiver nutzen lassen, wenn auch die 
gesamte Arbeits- und Ablauforganisation einer um-
fassenden Überprüfung und Neustrukturierung un-
terzogen wird. Hierfür wurde 1997 unter Zuhilfenah-
me externer Beratung das auf ca. 10 Jahre angelegte 
Reorganisationsprojekt „DPA 2000" in Angriff ge-
nommen. 

b) Wesentliche Inhalte des Prozesses 

Verbesserung von Effizienz, Wirtschaftlichkeit und 
Dienstleistungsqualität des DPA, insbesondere durch 

- Einführung der elektronischen Anmeldung, elek

-

tronischer Aktenbereitstellung und -verwaltung; 

- Einführung der ganzheitlichen Bearbeitung und 
dienstleistungsbezogenen Verantwortung in ganz-
heitlichen Organisationseinheiten; 

- Verbesserung der Logistik der Informationsbereit-
stellung für die Öffentlichkeit insbesondere auch 
durch einheitliche und durchgängige Auftragsab-
wicklungssysteme; 

- Einführung der KLR und eines amtsweiten Con-
trollings. 
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16. Dokumentenmanagement und elektronische 
Archivierung im IT gestützten Geschäftsgang 
(DOMEA) 

Mit dem Vorhaben DOMEA verfolgt das BMI das 
Ziel, ein Pilotsystem für Dokumentenmanagement 
und elektronische Archivierung im IT gestützten Ge-
schäftsgang zu beschaffen, das System und das zu-
grundeliegende organisatorische Konzept im Wirk-
betrieb zu erproben sowie die Ergebnisse in Form ei-
nes Handlungsleitfadens, Organisationskonzeptes 
und einer Empfehlung zur technischen Lösung zur 
Verfügung zu stellen. 

Für das Thema Dokumentenmanagement und elek-
tronische Archivierung im IT-gestützten Geschäfts-
gang ist das BMI das verfahrensverantwortliche Res-
sort, die Koordinierungs- und Beratungsstelle der 
Bundesregierung für Informationstechnik in der Bun-
desverwaltung (KBSt) die verfahrensverantwortliche 
Pilotorganisation. 

Mit dem Pilotsystem werden die ganzheitliche IT-Un-
terstützung des Geschäftsganges und die Arbeit mit 
elektronischen Akten erprobt. Dies bedeutet im em-
zelnen: 

• Alle Eingänge werden mit ihren Metainformatio-
nen im System registriert und gescannt. 

• Die Bearbeitung der Geschäftsvorfälle erfolgt - so-
weit möglich - unter Einbeziehung der Hierarchie 
elektronisch. 

• Alle aktenrelevanten Dokumente werden ein-
schließlich ihrer Bearbeitungs- und Protokollinfor-
mationen in elektronischer Form gespeichert. 

• Die Weiterleitung erfolgt so weit wie möglich elek-
tronisch mit dem DOMEA-System (ggf. mit E-mail 
oder Fax). 

Die verbindliche und vollständige Akte ist die elek-
tronische Akte. Es gilt folgendes Grundprinzip: Wer 
in Dokumenten bzw. Vorgängen, die in elektroni-
scher Form vorliegen, Änderungen auf dem Papier-
ausdruck vornimmt, ist verantwortlich für die Über-
nahme der Änderungen in die elektronische Form. 
Aktenwirksame Änderungen sind bei Existenz einer 
elektronischen Akte ausschließlich in dieser vorzu-
nehmen bzw. in diese zu übertragen. Im Vordergrund 
der IT-Unterstützung mit DOMEA stehen teilstruktu-
rierte Vorgänge, wie sie für Behörden der planenden 
Verwaltung typisch sind. Das Dokumentenmanage-
ment (Schriftgutmanagement und -verwaltung) hat 
daher Vorrang vor Workflow-Funktionalitäten zur 
Steuerung strukturierter Vorgänge. 

Die bisherigen Regelwerke, die den konventionellen 
Geschäftsgang normieren, müssen unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten des IT-gestützten Ge-
schäftsganges modifiziert und ergänzt werden. Zu 
diesem Zweck wurden in der KBSt Organisations-
richtlinien erarbeitet, die im Detail regeln, wie inner-
halb von DOMEA die Geschäftsvorfälle zu bearbei-
ten sind. Ziel ist es, auch diese Regelwerke im Wirk-
betrieb in der KBSt zu testen. 

Um die Übertragung der Ergebnisse auf andere Res-
sorts sicherzustellen, basiert das DOMEA-System auf 
einem modularen Vorgehens- und Produktkonzept. 

Eine wichtige Anforderung an das System war, daß 
einzelne Softwarekomponenten und -funktionalitä-
ten in hohem Maße parametisierbar sind und schritt-
weise genutzt werden können. Alternative Einfüh-
rungsstrategien und Organisationskonzepte unter-
stützen unterschiedliche Optionen der Einführung ei-
nes solchen Systems. 

Von der Minimaloption einer Einführung in der Regi-
stratur und der weiterhin papiergebundenen Arbeit 
bis hin zur Maximaloption einer vollelektronischen 
Bearbeitung der Geschäftsvorfälle wird so unter-
schiedlichen Bedürfnissen und Ausgangsvorausset-
zungen der Behörden Rechnung getragen. 

17. Reorganisation der Bearbeitung von Einfuhr-
genehmigungen/-erklärungen durch 
papierarme DV-Applikation im Bundesamt 
für Wirtschaft (BAW) 

a) Anlaß und Gegenstand 

Aufgrund der Einführung von einheitlichen europäi-
schen Einfuhrdokumenten durch die Kommission der 
Europäischen Union erfolgte im BAW die Reorganisa-
tion der IT-gestützten Bearbeitung von Einfuhrge-
nehmigungen und Einfuhrerklärungen (Textil und 
Stahl). Sie beinhaltet die Entwicklung einer durch-
gängigen, papierarmen DV-Applikation mit der elek-
tronischen Einbindung von Antragstellern und der 
Kommission in das Genehmigungsverfahren. 

b) Rationalisierungseffekte 

aa) Aufbauorganisatorisch 

- Einführung von Client-Server-Technologie 
(Übernahme der Rechner- und Druckerlast aus 
dem Gemeinschaftsrechenzentrum), 

- Wegfall der zentralen Antragserfassung durch 
Einbindung in die Sachbearbeitung, 

- Straffung der Vorgangsbearbeitung (Verfah-
rensoptimierung), 

- Zusammenlegung von Genehmigungsreferaten 
(3 auf 2). 

bb) Stellenstrukturell und materiell 

- Einsparung von 9 Erfassungskräften, 

- Einsparung von einer Referatsleiter- und einer 
Sachgebietsleiterstelle, 

- Einsparung von 4 Sachbearbeiterstellen, 

- Einsparung von 500 000 DM Sachmittel pro 
Jahr. 

c) Effizienz und Effektivitätssteigerung 

- Delegation von Verantwortung auf die Sachbear-
beiterebene durch ganzheitliche Sachbearbeitung; 
Motivationssteigerung, 

- kürzere Bearbeitungszeiten (schnellere Genehmi-
gungserteilung), 

- geringere Fehlerquote, 

- höhere Verfahrenstransparenz, 
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- bessere Informationsstruktur zur Auskunftsertei-
lung. 

18. Flächendeckende IT-Ausstattung 
im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (BMA) 

a) Anlaß 

Einer Empfehlung der KBSt folgend wurde ab Ende 
1992 die IT des BMA schrittweise auf moderne, 
zukunftssichere PC-basierte Client-Server-Systeme 
(LAN) umgestellt. Die Umstellung der IT mit einer 
flächendeckenden PC-Ausstattung wurde 1995 ab-
geschlossen. 

b) Erfolge 

Alle Arbeitsplätze - einschließlich der Arbeitsplätze 
in Berlin - wurden mit PC ausgestattet. Die ca. 900 
PC sind mit einer einheitlichen graphischen Ober-
fläche (MSWindows) in ein lokales Netzwerk (LAN) 
eingebunden. Sie sind u. a. unentbehrliches Arbeits-
mittel für die Textverarbeitung (Texterstellung und 
-gestaltung, Briefvorlagen etc.), Tabellenkalkulation 
(das Elektronische-Tabellen-System beinhaltet zur 
Zeit ca. 700 Tabellen mit statistischen Daten zur So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik) und für verschiedene 
Datenbankanwendungen (Registratur etc.). 

Durch die Vernetzung aller zentralen Server, an wel-
che die PC angeschlossen sind, ist es möglich, unter-
einander und mit externen Stellen zu kommunizieren 
(z. B. zum Dokumentenaustausch). Möglich ist auch 
ein Zugriff auf verschiedene Informationspools, die 
z. B. ein elektronisches Telefonbuch des BMA, den 
Geschäftsverteilungsplan und die Gemeinsame Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung (GGO) enthal-
ten. 

Die durchgängige Vernetzung erlaubt auch den Zu-
griff auf einen Webserver des BMA, auf die Web-
server im „Intranet" der am IVBB angeschlossenen 
Ressorts und Bundesbehörden und auf das gesamte 
Angebot des Internet. Zur Zeit sind u. a. externe 
Verbindungen ermöglicht zum Internationale Arbeits-
amt (ILO) in Genf, zur Organisation for Economic 
Co-Operation and Development (OECD) in Pa ris, zur 
Juris GmbH (Juristisches Auskunftssystem) in Saar-
brücken, zur EU-Kommission in Brüssel oder zum 
Bundesamt für Finanzen (Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen). 

IT hat im BMA mittlerweile den Charakter eines un-
abdingbaren Arbeitsinstruments, wie z. B. des Tele-
fons, erreicht, ohne das die vielfältigen Aufgaben 
nicht mehr wahrgenommen werden könnten. Neben 
der Arbeitszeitersparnis, ohne die die ständig gestie-
genen Anforderungen der letzten Jahre nicht bewäl-
tigt worden wären, und den qualitativ besseren Ar-
beitsergebnissen sind auch die Synergieeffekte we-
sentlich. Die IT des BMA entspricht schon jetzt den 
Forderungen des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" in seinem Beschluß „Informationstechnik und 
neue Medien für eine zukunftsorientierte, effektive 
Verwaltung nutzen" . 

19. Telearbeit 

a) Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (BMA) 

Im BMA wurde von August 1995 bis Juni 1997 zu-
nächst ein Modellversuch zur Telearbeit durchge-
führt. Aufgrund der guten Erfahrungen wird seit 
1. Juli 1997 dauerhaft alternierende Telearbeit ange-
boten. 

Die Rahmenbedingungen für die Telearbeit sind 
in einer Dienstvereinbarung mit dem Personalrat 
geregelt. Voraussetzung für die Teilnahme sind fa-
miliäre Verpflichtungen, z. B. ein zu betreuendes 
Kind oder ein pflegebedürftiger Angehöriger zu 
Hause. Soweit das Aufgabengebiet geeignet ist und 
der Vorgesetzte die Teilnahme befürwortet, kann je-
der Beschäftigte bis zur Hälfte seiner Arbeitszeit zu 
Hause arbeiten. Das Beschäftigungsverhältnis bleibt 
in seiner bestehenden Form unberüh rt. Die Auftei-
lung der Arbeitszeit und die Präsenzzeiten am Ar-
beitsplatz zu Hause werden den individuellen Be-
dürfnissen entsprechend in einer Vereinbarung gere-
gelt. 

Während der 2jährigen Erprobungsphase nahmen 
10 Frauen und 3 Männer aus allen Laufbahn-
gruppen - Referenten, Sachbearbeiter und Schreib-
kräfte - am Modellversuch teil. In dieser Zeit wurden 
sowohl die Teilnehmer als auch Vorgesetzte und Kol-
legen regelmäßig über ihre Erfahrungen mit dieser 
neuen Arbeitsform befragt. Ergebnis des Modellver-
suchs war, daß die Arbeitsplätze im Ministerium 
grundsätzlich für Telearbeit geeignet sind. Durch die 
Möglichkeit, einen Teil der Arbeitsleistung zu Hause 
erbringen zu können, hat sich bei allen Teilnehmern 
die familiäre Situation entspannt. Beruf und Familie 
lassen sich besser miteinander vereinbaren. Durch 
die veränderte Arbeitssituation wurde die Arbeits-
zufriedenheit und Arbeitsmotivation der Mitarbeiter 
gesteigert. 

Die Arbeitsschutzvorschriften werden auch am 
Telearbeitsplatz zu Hause eingehalten; die Aus-
stattung entspricht den Arbeitsplätzen im Ministe-
rium. Das BMA stellt ergonomischen Anforderun-
gen entsprechende Büromöbel, für Bildschirmarbeit 
geeignete Beleuchtungskörper sowie PC mit Fest-
platte, Diskettenlaufwerk und Drucker zur Verfü-
gung. Zusätzlich werden die PC mit einem digitalen 
Diktier- und Voice-Mailing-System ausgestattet, das 
die digitalisierte Übersendung von gesprochenen In-
formationen über die ISDN-Telefonleitung ermög-
licht. 

Fast alle Teilnehmer am Modellversuch haben die 
Telearbeit fortgesetzt. Zur Zeit machen 12 Mitarbei-
ter von dem Angebot Gebrauch. 

b) Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) 

Das BMBF hat in einem exemplarischen Pilotprojekt 
die Einführung von Telearbeit im Ministerium er-
probt. Der Ansatz war dabei bewußt flexibel und pra-
xisorientiert. Die Reglementierungen wurden auf das 
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Notwendige beschränkt, so daß die angestrebten 
Ziele, 

• Steigerung der Effizienz, 

• größere Zeitsouveränität, 

• Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

• Vermeidung von Berufsverkehr und 

• Entlastung der Umwelt, 

bestmöglich erreicht werden konnten. 

Das Pilotprojekt „Telearbeit im BMBF" wurde am 
1. September 1996 gestartet und durch eine wissen-
schaftliche Begleitforschung unterstützt. Die Laufzeit 
betrug insgesamt ein Jahr. 19 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern wurde ein Telearbeitsplatz mit PC, Fax 
und E-Mail-Anbindung zu Hause eingerichtet. Bei 
ihrer Auswahl wurden alle signifikanten Anwender-
gruppen - von der Textbearbeitung bis zu Manage-
mentaufgaben - berücksichtigt. Die Leistungserbrin-
gung erfolgte alternierend zwischen Wohnung und 
Dienststelle, wobei die Gestaltung der Arbeitszeit in 
der Wohnung bei den Telearbeiterinnen und Telear-
beitern lag. 

Im Rahmen des Pilotprojektes konnte das BMBF we-
sentliche Erkenntnisse hinsichtlich der positiven wie 
negativen Aspekte von Telearbeit gewinnen, insbe-
sondere auch unter Berücksichtigung der besonde-
ren Gegebenheiten in der öffentlichen Verwaltung. 
Einen Schwerpunkt hierbei bildete auch die Untersu-
chung der Wirtschaftlichkeit. 

Eine rein monetäre Betrachtung würde zu dem Er-
gebnis führen, daß Telearbeit im BMBF nur zu nicht 
unerheblichen Mehrausgaben führt, da den Kosten 
für die technische Ausstattung und den Betrieb eines 
Telearbeitsplatzes keine bezifferbaren Einsparungen 
gegenüberstehen. Die hohen Kosteneinsparungen 
bei anderen Projekten zum Thema Telearbeit werden 
vornehmlich erst dann realisiert, wenn aufgrund der 
großen Zahl „telearbeitender" Mitarbeiter durch 
Desk- und Roomsharing Büroraumeinsparungen er-
zielt werden können. 

Aber auch qualitative Effekte sind zu berücksichti-
gen, die sich nicht in Mark und Pfennig ausdrücken 

lassen und dabei allseits akzeptierten Einfluß auf Fle-
xibilität und Effizienz haben. Die im Gutachten der 
wissenschaftlichen Begleitforschung vorgenommene 
erweiterte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ermög-
lichte eine Bewe rtung dieser Effekte (wie z. B. Effizi-
enz- und Motivationssteigerung, größere Flexibilität 
und Zeitsouveränität usw.). So wird die Telearbeit im 
BMBF von allen Befragten (sowohl Telearbeiterinnen 
und Telearbeitern als auch deren Kolleginnen und 
Kollegen) über alle untersuchten Ebenen hinweg ins-
gesamt als vorteilhaft eingeschätzt. 

Für die Entscheidung über die dauerhafte Einfüh-
rung von Telearbeit im BMBF sind die Ergebnisse 
aus der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung unter der spe-
zifischen Perspektive der Dienststelle zu bewe rten. 
Während für die Telearbeiter die Vorteile der Telear-
beit überwiegen, muß die Dienststelle abwägen, ob 
der ihr durch die Telearbeit entstandene Nutzen die 
festgestellten Nachteile und Mehrkosten rechtfertigt. 
Dabei sind über gesamtwirtschaftliche Nutzen-
aspekte (z. B. Reduzierung des Berufsverkehrs, Ent-
lastung der Umwelt) hinaus weitere Argumente (z. B. 
familien- und sozialpolitische Aspekte, politische 
Signalwirkung) zu berücksichtigen, durch die sich 
- trotz der festgestellten Nachteile und Mehrkosten - 
Telearbeit im BMBF „rechnet". 

Die Erfahrungen des Pilotprojektes haben gezeigt, 
daß vor allem die Organisationsform der alternieren-
den Telearbeit, d.h. Aufteilung der Arbeitszeit auf 
Büro und Zuhause, den Anforderungen im Umfeld 
des BMBF und den Bedürfnissen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mehrheitlich am nächsten 
kommt. 

BMBF wird Telearbeit als moderne Form der Arbeits-
gestaltung auch weiterhin unterstützen und vor al-
lem im eigenen Ministerium verstärkt nutzen. Im 
Hinblick auf die positiven Ergebnisse seines Pilotpro-
jektes wird BMBF unter schwerpunktmäßiger Be-
rücksichtigung von familien- und sozialpolitischen 
Aspekten künftig bis zu 30 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Teilnahme an der Telearbeit ermög-
lichen. 

 








